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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Der Finanzpian und das Investitionsprogramm des Bundes 1974 bis 1978 


1. Finanz- und gesamtwirtschaftliche Ausgangslage 

1.1. Die öffentlichen Gebietskörperschaften stehen bei der Fortschreibung ihrer Fi- 
nanzpläne im Jahre 1974 vor der Aufgabe, den Auswirkungen der Steuerreform 
einschließlich der Neuregelung des Familienlastenausgleichs (in den folgenden 
Ausführungen kurz: Steuerreform) unter finanz- und gesamtwirtschaftlichen 
Aspekten Rechnung zu tragen. Es gilt einerseits die haushaltswirtschaftliche Bela- 
stung der öffentlichen Haushalte in den Finanzplänen aufzufangen und anderer- 
seits Vorsorge zu treffen, daß der aus der Entlastung der Steuerzahler in der 
Größenordnung von 14 Mrd. DM zu erwartende Nachfragestoß nicht zu uner- 
wünschten gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen führt. Die Finanzpläne der 
öffentlichen Gebietskörperschaften bis 1978 stehen deshalb unter dem besonde- 
ren Gebot der Sparsamkeit bei der Leistung von Ausgaben. 

Der Finanzplanungsrat hat diesem Gebot entsprechend am 24. Juni 1974 empfoh- 
len, daß die Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden im Jahre 1975 — ohne 
Berücksichtigung der durch die Steuerreform auf der Ausgabeseite bedingten 
Veränderungen — insgesamt weniger als 10 v. H. ansteigen sollen (zum Ver- 
gleich: Zuwachs 1974 etwa 12 V 2 v. H.). 

Bei Einhaltung dieser Empfehlung durch alle Gebietskörperschaften wird die 
Haushalts- und Finanzpolitik der öffentlichen Hand auch im Jahre 1975 ihren 
Beitrag zu einer positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung leisten. Zugleich 
bringen die Entlastungen durch die Steuerreform für die Steuerzahler fühlbare 
reale Einkommensverbesserungen. 

Die sich gegenseitig bedingenden Faktoren — Entlastung der Steuerzahler durch 
die Steuerreform einerseits, begrenzter Ausgabenzuwachs bei der öffentlichen 
Hand andererseits — eröffnen eine realistische Chance, das angestrebte Ziel einer 
weiteren Preisberuhigung bei hohem Beschäftigungsstand und angemessenem 
wirtschaftlichen Wachstum zu erreichen. 

Auch in den Jahren ab 1976 erfordern die finanz- und gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen der Steuerreform eine zurückhaltende Entwicklung der öffent- 
lichen Ausgaben. 
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1.2. Auf der Grundlage dieser Überlegungen hat die Bundesregierung am 4. Juli 1974 
für den Zeitraum des Finanzplans des Bundes bis 1978 (einschließlich Steuer- 
reform) folgende Gesamtplafonds beschlossen: 

1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

154,0 169,7 184,6 199,2. 

Beim Vergleich der Bundesausgaben in den Jahren ab 1975 mit den Gesamtaus- 
gaben des Bundes im Jahre 1974 führt die Einbeziehung der Steuerreform ab 
1975 zu einem methodischen Problem. Ein Teil der Mehrausgaben für das neue 
Kindergeld in den Jahren ab 1975 ersetzt die bisherige steuerliche Entlastung 
durch die Kinderfreibeträge. Zum Vergleich müssen daher den Ausgaben in 1974 
die Mindereinnahmen infolge der Kinderfreibeträge in Höhe von rd. 5,2 Mrd. DM 
hinzugerechnet werden. Auf der Grundlage dieser bereinigten Basis 1974 von 
141,6 Mrd. DM ergibt sich dann eine Steigerung der Bundesausgaben in 1975 von 
8,7 V. H. und eine durchschnittliche jährliche Steigerung bis 1978 von 8,9 v. H. 

Die Gesamtplafonds sind so bemessen, daß sich ohne die durch die Steuerreform 
auf der Ausgabeseite bedingten Veränderungen gegenüber dem Soll 1974 von 
136,4 Mrd. DM ein Ausgabenzuwachs von 8,0 v. H. in 1975 und jeweils 8,5 v. H. 
in den Folgejahren ergeben hätte. 

1975 liegt das Wachstum der Bundesausgaben mit 8,7 v. H. erheblich unter der 
aus heutiger Sicht mit etwa 11 v. H. zu erwartenden Steigerung des Bruttosozial- 
produkts. Für den Bereich der Bundesausgaben ist damit Vorsorge getroffen, daß 
der Ausweitung der privaten Nachfrage durch die Steuerreform eine Beschrän- 
kung der öffentlichen Nachfrage gegenübersteht, um Überforderungen der Wirt- 
schaft und damit stabilitätspolitische Fehlentwicklungen zu vermeiden. Auch in 
den Jahren ab 1976 wird die durchschnittliche jährliche Steigerung der Bundes- 
ausgaben ebenfalls unter der derzeit projektierten Entwicklung des Bruttosozial- 
produkts liegen. 

Der Bund ist damit der Empfehlung des Finanzplanungsrats vom 24. Juni 1974 
voll nachgekommen. 

1.3. Es muß erwartet werden, daß Länder und Gemeinden die gleichen Anstrengungen 
bei der Begrenzung der Zunahme ihrer Ausgaben unternehmen, zumal die Finanz- 
minister der Länder und die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände die 
Empfehlung des Finanzplanungsrats mitgetragen haben. 


1.4. Die 1971 begonnene schrittweise Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten an die Europäische Gemeinschaft (EG) durch eigene Einnahmen der Ge- 
meinschaft kommt 1975 zum Abschluß. Von 1975 an wird die EG — von beson- 
deren Leistungen wie z. B. den Beiträgen zur Abwicklung des früheren Rück- 
vergütungsverfahrens des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds abge- 
sehen — grundsätzlich keine Finanzbeiträge mehr erhalten. Dadurch wird die 
Ausgabeseite des Bundeshaushalts entlastet (Ansatz 1974: rd. 1,85 Mrd. DM). 

Wie schon bei den schrittweisen Veränderungen in den Vorjahren können 
daraus — ebenso wie etwa aus anderen auslaufenden oder 1974 einmalig ange- 
fallenen Ausgaben — • keine Folgerungen beim Vergleich der Bundesausgaben im 
Jahre 1975 mit den Gesamtausgaben des Bundes im Jahre 1974 gezogen werden, 
weil hier lediglich eine Ausgabe entsprechend der geltenden Rechtslage wegfällt. 
Anderenfalls müßte bei Vergleichsberechnungen konsequenterweise das Basis- 
jahr um jede wegfallende Ausgabe und umgekehrt aber auch das folgende Jahr 
um jede neu hinzugekommene Ausgabe bereinigt werden, was zu absurden 
Ergebnissen führen würde. 


Gemäß § 9 Abs, 2 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (BGBl I S. 582) zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 6. September 1974 — Il4 
(IV/5) — 501 00 — Fi 16/74. 
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2. Ausgabeseite 

2.1. Die seit 1969 erreichten Fortschritte in vielen gesellschaftspolitisch bedeutsamen 
Bereichen wird durch die Steuerreform um einen weiteren wichtigen Schritt in 
Richtung größerer sozialer Gerechtigkeit ergänzt. Die mit dieser Reform verbun- 
denen erheblichen Belastungen der öffentlichen Haushalte setzen jedoch in den 
kommenden Jahren weiteren Verbesserungen der staatlichen Leistungen in den 
übrigen Bereichen sehr enge Grenzen. Die Bundesregierung war daher bei der 
Gestaltung des Finanzplans um äußerste Konzentration der Mittel bemüht, ohne 
die seit 1969 erreichten Verbesserungen bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
oder Leistungsansprüche, die den Bürgern gesetzlich zugesidiert sind, einzu- 
schränken. — Kontinuität und Konzentration sind das Leitmotiv dieses Finanz- 
plans. 

2.2. Die Bundesregierung ist dem sozialen Rechtsstaat verpflichtet. Soziale Sicherheit 
und soziale Gerechtigkeit betrachtet sie deshalb als ständige Aufgabe; beide Mo- 
mente sind aber auch notwendige Voraussetzungen für politische und wirtschaft- 
liche Stabilität. Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren das System 
der Sozialleistungen konsequent verbessert. Zu den bereits verwirklichten Ver- 
besserungen — z. B. die Rentenreform mit der Einführung der flexiblen Alters- 
grenze, die Neuregelung und Dynamisierung der Kriegsopferversorgung und 
anderer Sozialleistungen, das Vorziehen des Anpassungstermins in der Renten- 
versicherung auf den 1. Juli und ab 1975 auch in der Kriegsopferversorgung, die 
Maßnahmen für die Schwerbehinderten, die Verbesserungen in den Bereichen 
der Agrarsozialpolitik und beim Wohngeld — tritt ab 1975 die Neuregelung des 
Familienlastenausgleichs. 

Dementsprechend bilden die Ausgaben im Sozialbereich (vgl. Tz. 1.01 bis 1.08) 
mit 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

39,1 51,5 59,2 64,9 68,6 

auch im Finanzplan 1974 bis 1978 den größten Ausgabenblock. 

Ausgabenschwerpunkte sind die Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rungen, die Aufwendungen für Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfürsorge 
und das Kindergeld. 

Durch die Zuschüsse an die Rentenversicherungen trägt der Bund deren finan- 
zielle Lasten in beträchtlichem Umfang mit. Insgesamt sind im Bereich der Ren- 
tenversicherungen (vgl. Tz. 1.01) folgende Beträge vorgesehen, deren Höhe maß- 
geblich von der allgemeinen Einkommensentwicklung bestimmt wird: 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

16,6 16,9 21,8 24,1 26,6. 

Von dem Bundeszuschuß an die Rentenversicherung der Arbeiter werden 1975 
2,5 Mrd. DM gestundet; sie sind in dem vorgenannten Betrag nicht enthalten. 
Da wegen der hohen Bundeszuschüsse an die Rentenversicherungen der Arbeiter 
und Angestellten eine enge Verbindung zwischen den Haushalten der Renten- 
versicherungsträger und dem Bundeshaushalt besteht, ist diese verzinsliche Stun- 
dung im Hinblick auf die gute Vermögens- und Liquiditätslage der Rentenver- 
sicherungsträger insgesamt und die schwierige Haushaltssituation des Bundes 
gerechtfertigt. Die Zahlung der Renten wird dadurch nicht gefährdet. 

Für die Kriegsopferversorgung und die Kriegsopferfürsorge werden im Planungs- 
zeitraum folgende Bundesmittel bereitgestellt (vgl. Tz. 1.05): 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

10,0 11,1 12,1 13,1 14,2. 


^) Hinweise auf Textziffern (Tz.) in den nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf 
die Textziffern der Tabelle 3. 
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Die starke Steigerung der Ausgaben in den kommenden Jahren um jährlich rd* 
1 Mrd. DM zeigt das besondere Bemühen der Bundesregierung um eine angemes- 
sene und würdige Versorgung der Opfer des Krieges. Ab 1975 werden auch die 
Kriegsopferrenten — wie die Leistungen in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung — jährlich bereits zum 1, Juli an die allgemeine Einkommensentwicklung 
angepaßt. 

Die Regelung des Familienlastenausgleichs war in der Vergangenheit unbefriedi- 
gend. Das bisherige System hatte wegen der steuerlichen Kinderfreibeträge zur 
Folge, daß Eltern mit niedrigem Einkommen eine geringere Entlastung für ihre 
Kinder erhielten als Eltern mit höherem Einkommen. Durch die Reform des 
Familienlastenausgleichs werden das Kindergeld nach dem bisherigen Bundes- 
kindergeldgesetz, der besoldungsrechtliche Kinderzuschlag und die Kinderfrei- 
beträge nach dem Einkommensteuerrecht ab 1975 durch ein einkommensunab- 
hängiges einheitliches Kindergeld von 50 DM für das erste, 70 DM für das zweite 
und 120 DM für jedes weitere Kind ersetzt. Damit wird der Familienlastenaus- 
gleich sozial gerechter gestaltet und die Chancengleichheit der Kinder verbessert. 

Im Finanzplan sind ab 1975 für dieses neue Kindergeld (vgl. Tz. 1.03) 

1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

12,9 14,4 15,7 15,7 

vorgesehen. Grundsätzlich trägt der Bund das neue Kindergeld, das von der 
Arbeitsverwaltung ausgezahlt wird. Abweichend davon wird den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes und den Versorgungsempfängern das neue Kindergeld 
für eine Übergangszeit in den Jahren 1975 und 1976 noch von ihrem Dienstherrn 
oder Arbeitgeber gezahlt. Damit wird vermieden, daß die Arbeitsverwaltung die 
große zusätzliche Verwaltungslast, die ihr mit der Durchführung der neuen Kin- 
dergeldregelung auferlegt wird, mit einem Mal ganz übernehmen muß. Während 
dieser Übergangszeit haben die Gebietskörperschaften (Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände) die bei ihnen anfallenden Ausgaben selbst zu tragen. 


2.3. Die Energiepolitik wird angesichts der weltweiten Energieverknappung auch 
künftig im Mittelpunkt der wirtschaftspolitischen Vorhaben der Bundesregierung 
stehen. Hauptziel ist die langfristige Sicherung einer möglichst preisgünstigen 
und umweltfreundlichen Energieversorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft. 
Im Planungszeitraum werden für den Energiebereich (vgl. Tz. 4.02) folgende 
Mittel bereitgestellt: 


1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

rd. 2,4 2,0 2,1 2,2. 

1975 sind darin einmalige Ausgaben für die Beschaffung von Kernbrennstoffen 
sowie ein größerer Betrag für den Erwerb von Rohöl im Rahmen der Anlegung 
einer Bundesrohölreserve enthalten. 

Im Vordergrund der energiepolitischen Aktivitäten stehen die Hilfen für die 
deutsche Steinkohle, die Verminderung der Risiken in der Mineralölversorgung 
sowie der verstärkte Einsatz der Kernenergie. 

Angesichts der veränderten Situation am Energiemarkt, die langfristig eine Her- 
absetzung des Ölanteils an unserer Gesamtenergieversorgung erfordert, kommt 
dem deutschen Steinkohlenbergbau wieder zunehmende Bedeutung zu. Demge- 
mäß sind für die notwendige Konsolidierung des Bergbaus in den Jahren 1975 
bis 1978 erhebliche Beträge vorgesehen, die insbesondere eine Fortführung der 
Absatz- und Rationalisierungshilfen, der Maßnahmen zur Kostenentlastung und 
der Sozialhilfen ermöglichen sollen. 

Die Ausgaben für die Kohleverstromung sollen nach dem Entwurf eines Dritten 
Verstromungsgesetzes künftig über eine Ausgleichsabgabe der Elektrizitätswirt- 
schaft finanziert werden, durch die ein Ausgleich zwischen den Unternehmen, 
die überwiegend kostengünstige Einsatzenergien zur Verfügung haben, und den- 
jenigen, die die vergleichsweise kostenungünstige Steinkohle einsetzen, herbei- 
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geführt wird. Dafür soll ein Sondervermögen „Ausgleichsfonds zur Sicherung 
des Steinkohleneinsatzes" gebildet werden, dem die Ausgleichsabgabe zufließt 
und aus dessen Mitteln die Verstromungshilfen gewährt werden. Der Bundes- 
haushalt wird daher ab 1975 mit diesen Mitteln nicht mehr belastet. Eine Finan- 
zierung der Verstromungskosten über die öffentlichen Haushalte würde für die 
Stromerzeugung insgesamt auf eine durch Subventionen verfälschte Zurechnung 
der Kosten der Stromerzeugung hinauslaufen. 

Die der Sicherung der Mineralölversorgung dienenden Bundeshilfen sind aufge- 
stockt worden. Mit diesen Mitteln sollen die Teilnahme einheimischer Mineral- 
ölfirmen am Aufschluß und Erwerb ausländischer Erdöl- und Erdgasfelder sowie 
die Kooperation mit Erdölförderländern unterstützt werden. Die Anlegung einer 
Bundesrohölreserve, die der Überbrückung kurzfristiger Störungen der Mineral- 
Ölversorgung dienen soll, wird verstärkt fortgeführt. 

Zunehmende Bedeutung wird die Energieerzeugung durch Atomkraftwerke er- 
langen. Die Bundesregierung setzt die Förderung von Kernforschung und kern- 
technischer Entwicklung, für die im Finanzplan (vgl. unter Tz. 4.02 und 6.06) 
jährlich knapp 1,6 bis 1,8 Mrd. DM vorgesehen sind, konsequent fort. 

Dem Ziel, die Energieversorgung langfristig auf eine breitere Basis zu stellen, 
gleichzeitig die Verschwendung von Energie einzudämmen sowie die aus der 
Energieerzeugung herrührende Umweltbelastung auf das unvermeidbare Maß 
zu begrenzen, dient auch das Rahmenprogramm Energieforschung, (vgl. unter 
Tz. 6.06) für das 1975 150 Millionen DM, ansteigend auf knapp 200 Millionen 

DM in 1978, vorgesehen sind. Schwerpunkt des Programms ist die Entwicklung 
neuer Technologien im nicht-nuklearen Energiebereich wie z. B. Kohlevergasung, 
Kohleverflüssigung, neue Techniken der Exploration und des Abbaus von Kohle, 
der Energieumwandlung und -Speicherung sowie der rationellen Energieversor- 
gung. 

Bei der langfristigen Sicherung der Energieversorgung leisten verschiedene Un- 
ternehmen, an denen der Bund als Gesellschafter beteiligt ist, einen wesentlichen 
Beitrag. Diesem Zweck dienen auch die von der VEBA für 1975 in Aussicht ge- 
nommene Erhöhung ihres Grundkapitals und die in den Jahren 1976 und 1977 
vorgesehenen Kapitalzuführungen des Bundes an die VIAG. Die VEBA, die Kern 
einer deutschen Mineralölgruppe werden soll, erhält mit dieser Kapitalerhöhung 
(auf den Bund entfallender Anteil 166 Millionen DM) die notwendigen Eigen- 
mittel, um die hohen Investitionen ihrer Tochtergesellschaften im Energiebereich 
finanzieren zu können. 

2.4. Im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung (vgl. Tz. 4.01) sind für die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wie bis- 
her jährlich 266 Millionen DM vorgesehen. Daneben laufen die Förderungsmaß- 
nahmen im Zonenrandgebiet und die Abwicklung der früheren Regionalpro- 
gramme weiter. — Der Abfall der 1975 bereitgestellten Mittel gegenüber 1974 
erklärt sich daraus, daß in dem Betrag für 1974 einmalig 300 Millionen DM für 
das Sonderprogramm für strukturschwache Gebiete enthalten sind. 

2.5. Die Landwirtschaftspolitik der Bundesregierung ist darauf ausgerichtet, allen im 
ländlichen Raum arbeitenden oder dort Ruhe und Erholung suchenden Menschen 
zu dienen. Auch im Interesse der Verbraucher ist es notwendig, eine leistungs- 
starke Landwirtschaft zu erhalten, die als gleichrangiger Bestandteil einer mo- 
dernen Volkswirtschaft auch an der allgemeinen Wohlstandsentwicklung teil- 
nimmt. Die Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik haben im Finanz- 
plan innerhalb des Bereichs Landwirtschaft den größten Umfang. Sie betragen 
(vgl. Tz. 1.02): 


1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

rd. 2,3 2,5 2,6 2,9 3,2. 

Neben den Mehrausgaben im Rahmen des geltenden Rechts — z. B. Mehrbedarf 
wegen der Dynamisierung des landwirtschaftlichen Altersgeldes und der Land- 
abgaberente ab 1. 1. 1975 — ist bei den Ausgaben für die Altershilfe ab 1975 
die Einführung von Waisenrenten vorgesehen. 
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Für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserimg der Agrarstruktur und des Küsten- 
sdiutzes" (vgl. Tz. 3.01) sind ab 1975 jährlich 1,35 Mrd. DM vorgesehen; damit 
stehen jährlich 100 Millionen DM mehr zur Verfügung als im Jahre 1974. In die- 
sem Betrag sind — wie 1974 — auch die Ausgaben für Investitionen nach der 
EG-Riditlinie über die Landwirtschaft in Berggebieten enthalten. 

1975 wird die Ausgleichszulage in Berggebieten und anderen benachteiligten 
Gebieten voll ausgabewirksam werden. Im Bundeshaushalt stehen hierfür 110 
Millionen DM bereit; bei einem Beteiligxmgsverhältnis zwischen Bund und Län- 
dern von 60 : 40 werden zusammen mit den Ländermitteln 180 Millionen DM 
zur Verfügung stehen. 


2.6, Auf dem Gebiet des Verkehrswesens bleibt es das Ziel der Bundesregierung, eine 
ausgewogene Entwicklung zwischen Individualverkehr und öffentlichem Perso- 
nen- und Güterverkehr zu erreichen. Insgesamt werden die finanziellen Aufwen- 
dungen des Bundes für das Verkehrs- und Nachrichtenwesen in Höhe von 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd, DM — 

rd. 20,0 20,1 20,6 21,6 22,5 

auch im Planungszeitraum an dritter Stelle der großen Ausgabenblöcke nach den 

Ausgaben für das Sozialwesen und die Verteidigung liegen. 


Schwerpunkte sind die Aufwendungen für: 

1974 1975 1976 1977 1978 

— rd. in Mrd. DM — 


Bundesfernstraßenbau 
— vgl. unter Tz. 5.01 — 

5,65 

5,83 

5,8 

6,0 

6,2 

Verbesserimg der Verkehrs Verhält- 
nisse in den Gemeinden (kommunaler 
Straßenbau, öffentlicher Personen- 
nahverkehr, Betriebsbeihilfe Gasöl 
im öffentlichen Personennahverkehr) 
— vgl. unter Tz. 5.01 — 

2,54 

2,35 

2,5 

2,6 

2,6 

Bundesbahn (einschl. Kapitaldienst 
für Bahnanleihen und Betriebsbeihilfe 
Gasöl beim Betrieb schienengebunde- 
ner Fahrzeuge) 

— vgl. Tz. 5.02 — 

9,17 

9,02 

9,2 

9,9 

10,4 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung 
der Schiffahrt 
— vgl. Tz. 5.03 — 

1,31 

1,44 

1,5 

1,6 

1,7 

Luftverkehr 

— vgl. Tz. 5.04 — 

0,59 

0,61 

0,7 

0,7 

0,7 


Im Bereich des Bundesfernstraßenbaues können damit die wichtigsten Aus- und 
Neubaumaßnahmen durchgeführt werden; jedoch wird eine Konzentration der 
Mittel auf die vordringlichsten Vorhaben erforderlich sein, während andere 
Maßnahmen zeitlich etwas zurückgestellt werden müssen. 

Für die Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse in den Gemeinden (kom- 
munaler Straßenbau, öffentlicher Personennahverkehr) werden auch in den 
kommenden Jahren erhebliche Beträge bereitgestellt. Die vorgesehenen Mittel 
entsprechen den erwarteten Mineralölsteuereinnahmen, die für Zwecke der Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden zweckgebunden sind. 
Allerdings wird der Bund 1975, anders als 1974, keine darüber hinausgehenden 
Leistungen erbringen können; erst ab 1976 sind wieder zusätzliche Bundeshilfen 
von 100 Millionen DM jährlich vorgesehen. 
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Die für die Deutsche Bundesbahn bestimmten Mittel halten sich auch im Jahre 
1975 im wesentlichen in der Höhe der Vorjahresbeträge. Auch in den Folge- 
jahren wird es notwendig sein, für die Bundesbahn erhebliche Bundesmittel vor- 
zusehen. Um so dringlicher ist es, durch verstärkte Rationalisierungsbemühungen 
und eine ständige Überprüfung der Gesamtkonzeption eine Entlastung des Bun- 
deshaushalts zu erreichen. 


2.7. Die Wohnungspolitik verfolgt das Ziel, möglichst jedem Bürger zu einer men- 
schenwürdigen Wohnung mit einer für ihn zumutbaren Miete bzw. Belastung zu 
verhelfen. Instrumente dieser Politik sind neben Steuervergünstigungen direkte 
Hilfen für den sozialen Wohnungsbau, Bausparprämien sowie subjektbezogene 
Hilfen für einkommensschwächere Bevölkerungsschichten in Form von Wohn- 
geld. Die Entwicklung hat zu einer allmählichen Wandlung in der staatlichen 
Wohnungspolitik geführt. Im Vordergrund stehen nicht mehr so sehr hohe jähr- 
liche Förderzahlen im sozialen Wohnungsbau, sondern gezielte und verstärkte 
Hilfen für soziale Gruppen, die es nach wie vor schwer haben, angemessenen 
Wohnraum zu zumutbaren Bedingungen zu erlangen (kinderreiche Familien, alte 
Menschen, Gastarbeiter, Behinderte usw.). Neben die sozial gezielte Neubau- 
förderung tritt in zunehmendem Maße die Erhaltung und Verbesserung des 
Wohnungsbestandes. 

Die wohnungspolitischen Förderungsmaßnahmen der öffentlichen Hand werden 
auch künftig für die Beschäftigung des Baugewerbes von erheblicher Bedeutung 
sein. Sie entheben die Bau Wirtschaft allerdings nicht von der Notwendigkeit, 
sich auf die grundlegend veränderte Nachfragesituation am Wohnungsmarkt 
einzustellen. 

Kernstück der Förderung des Wohnungsbaues ist seit 1971 das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm. Es gliedert sich in die Grundförderung, ein Intensivpro- 
gramm (zur Wohnungsversorgung von kinderreichen Familien, älteren Menschen, 
jungen Familien und Schwerbehinderten), ein vom Bund allein finanziertes Regio- 
nalprogramm (für Entwicklungsschwerpunkte in wirtschaftlich schwachen Ge- 
bieten und sonstigen Bedarfsbrennpunkten) und ein Modernisierungsprogramm. 

Maßstab für die Wohnungsbauförderung können nicht die jährlichen Ausgabe- 
ansätze sein, da diese überwiegend zur Erfüllung der in den Vorjahren bei der 
Förderung des Wohnungsbaues eingegangenen Verpflichtungen dienen. Entschei- 
dend ist vielmehr der sogenannte jährliche Bewilligungsrahmen, das ist der Teil 
des Ausgabeansatzes, der für neue Förderungsmaßnahmen bestimmt ist, zuzüglich 
der vorgesehenen Verpflichtungsermächtigung. 

In der Grundförderung sind in den Jahren ab 1975 wie bereits 1974 jährliche 
Bewilligungsrahmen von 170 Millionen DM vorgesehen. Das Intensivprogramm 
und das Regionalprogramm, die beide ursprünglich als einmalige, auf fünf Jahre 
bis 1975 begrenzte Sonderprogramme konzipiert waren, sollen über 1975 hinaus 
für weitere zwei Jahre fortgeführt werden. Für die Intensivförderung sind in 
den Jahren 1975 bis 1977 jährliche Bewilligungsrahmen von 290 Millionen DM 
gegenüber 250 Millionen DM in 1974 berücksichtigt. Das Regionalprogramm wird 
mit gegenüber 1974 unveränderten jährlichen Bewilligungsrahmen fortgesetzt. 
Beim Modernisierungsprogramm sollen die Bewilligungsrahmen von 1974 
und 1975 gut 114 Millionen DM bei den Zuschußmitteln und 30 Millionen DM 
bei den Darlehensmitteln schrittweise auf 238,5 Millionen DM bei den Zuschüs- 
sen und 54 Millionen DM bei den Darlehen im Jahre 1978 aufgestockt werden. 

Kassenmäßig erfordern das langfristige Wohnungsbauprogramm sowie die übri- 
gen Förderungsmaßnahmen des Bundes im Bereich des Wohnungsbaues (wie z. B. 
Flüchtlings Wohnungsbau, Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete einschl. Bun- 
deswehr) im Planungszeitraum Mittel in Höhe von jährlich knapp 1,4 bis 1,6 Mrd. 
DM (vgl. unter Tz. 7.03). Ein leichter Rückgang des Mittelbedarfs in 1975 gegen- 
über 1974 ist insbesondere dadurch zu erklären, daß in den Ansätzen des Jahres 
1974 gut 60 Millionen DM aus dem einmaligen Sonderstrukturprogramm ent- 
halten sind. 
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2.8. Für die Förderung städtebaulicher Sanlerungs- and Entwicklangsmaßnahmen sind 
Bewilligungsrahmen von jährlich 240 Millionen DM vorgesehen. Kassenmäßig 
erfordert das im Planungszeitram jährlich zwischen 150 und 240 Millionen DM 
(vgl. unter Tz. 7.03). 

2.9. Das Wohngeld ist seit Anfang 1971 durch das Zweite Wohngeldgesetz grundle- 
gend neu geregelt und seitdem mehrfach verbessert worden, zuletzt Anfang 
dieses Jahres durch Anhebung der Mietobergrenzen (Höchstbeträge, bis zu 
denen Miete und Belastung berücksichtigt werden) und des bei der Einkommens- 
ermittlung gewährten allgemeinen Freibetrages (von 20 auf 30 v. H.). Im Finanz- 
plan sind für das Wohngeld, das der Bund zur Hälfte trägt, ab 1975 jährlich 
730 Millionen DM enthalten (vgl. Tz. 1.04). 

2.10. Die Ausgaben für Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung (vgl. Tz. 
6.01 bis 6.06) entwickeln sich wie folgt: 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 


rd. 7,7 8,5 9,1 9,9 10,9 

• — Die Ausbildungsförderung (vgl. Tz. 6.03) bildet den größten Ausgabenblock. 
Allein für die Ausbildungsbeihilfen nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz (Bundesanteil 65 v. H.) sind im Finanzplan 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 


rd. 1,4 2,1 2,2 2,4 2,8 

vorgesehen. Die deutliche Verbesserung der Ausbildungsförderung durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (ins- 
besondere Erhöhung der Bedarfssätze und der Freibeträge vom Elterneinkom- 
men bei Schülern ab 1, August 1974 und bei Studenten ab 1. Oktober 1974) 
wirkt sich ab 1975 in voller Höhe auf den Ausgabebedarf aus. Die Ansätze in 
den Jahren ab 1976 berücksichtigen daß die Zahl der geförderten Schüler und 
Studenten steigt und die Förderung auch in Zukunft an die Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten und der Einkommen angepaßt werden soll. Anderer- 
seits erscheint es wegen der Verdopplung der für die Ausbildungsbeihilfen 
erforderlichen Mittel angemessen, die Förderung der Studenten teilweise auf 
Darlehen umzustellen. — Die Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz wird im Hochschulbereich durch die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses nach dem Graduiertenförderungsgesetz er- 
gänzt. — Für die Wohnraumbeschaffung für Studenten stellt der Bund Kom- 
plementärmittel zu den Leistungen der Länder zur Verfügung. — Erstmals 
sind 1975 Zuschüsse zu einer kostendeckenden Krankenversicherung der 
Studenten in Höhe von 60 Millionen DM, ansteigend auf 75 Millionen DM in 
1978, berücksichtigt. 

— Für die Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen" hat 
der Planungsausschuß den 4. Rahmenplan für die Jahre 1974 bis 1978 be- 
schlossen. 

Die danach vorgesehenen Bundesmittel von 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

2,0 1,4 1,4 - 1,5 1,55 

sind in den Finanzplan übernommen worden (vgl. Tz. 6.01). Die Ansätze sind 
gegenüber dem letzten Rahmenplan auf ein realistischeres Maß zurückgeführt 
worden, weil die in früheren Jahren veranschlagten höheren Mittel nicht voll 
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abflossen und Vorleistungen des Bundes aus der Vergangenheit abzubauen 
sind. Auch 1974 wird die im Einzelplan 31 — Bildung und Wissenschaft — 
ausgebr achte globale Minderausgabe von 315 Millionen DM bei der Gemein- 
schaftsaufgabe „Aus- und Neubau von Hochschulen" erbracht werden. 

— Einen besonderen Schwerpunkt sieht die Bundesregierung im Bereich der 
beruflichen Bildung. Hauptaufgabe des Bundes ist hier in erster Linie die 
Neuordnung des beruflichen Bildungswesens und nicht dessen Finanzierung. 

Der Bund wird das 1974 eingeleitete Programm zum Ausbau überbetrieblicher 
beruflicher Ausbildungsstätten fortsetzen. Daneben sollen insbesondere Ver- 
suchs- und Modelleinrichtungen der beruflichen Bildung gefördert werden. 
Insgesamt werden im Bereich der beruflichen Bildung (vgl. Tz. 6.04) 1975 rd. 
140 Millionen DM (ansteigend auf rd. 210 Millionen DM in 1978) gegenüber 
bisher ca. 70 Millionen DM in 1974 bereitgestellt. 

— Die Mitwirkung des Bundes gemäß Art. 91 b GG bei der Bildungsplanung (vgl. 
unter Tz. 6.05) erstreckt sich wie bisher auf die Förderung von Versuchs- und 
Modelleinriditungen im Bildungswesen. Weiter gefördert werden auch die 
Bildungsforschung sowie der Auf- und Ausbau eines zeitgemäßen Weiter- 
bildungssystems zu einer gleichwertigen vierten Stufe des Bildungswesens. 

— Die Förderung der Grundlagenforschung, der Forschung und Entwicklung in 
technologischen Schlüsselbereichen (wie Datenverarbeitung, Nachrichtentech- 
nik, Kernforschung und Weltraumforschung) sowie auf zahlreichen weiteren 
Gebieten wird auch in den kommenden Jahren fortgeführt. Forschung und 
Technologie sollen Beiträge zur Lösung unserer Zukunftsaufgaben leisten. Für 
die staatliche Förderung gewinnen derzeit zwei Aspekte an Bedeutung. Es 
sind dies einmal die den Menschen unmittelbar betreffenden Probleme des 
Gesundheitsschutzes (z. B. Krebsforschung, EDV-Einsatz zur Diagnose und 
Therapie, künstliche Organe und Prothesen, Strahlentherapie) und der Huma- 
nisierung der Arbeitswelt (Einsatz moderner Technik zur menschengerechten 
Arbeitsplatzgestaltung; z. B. Abbau von extremer Lärm-, Staub- und Hitzebe- 
lastung im Produktionsprozeß, Unfallsicherungseinrichtungen, Schutz vor Streß 
und Monotonie). Zum anderen treten die für unsere wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit wichtigen und als Folge der weltweiten Rohstoffverknappung und 
Umweltschädigung vordringlich gewordenen Aufgaben der Sicherung des 
Rohstoffbedarfs und der Ressourcensicherung (z. B. durch Förderung neuer 
Prospektionstechniken, Rohstoffgewinnung aus dem Meer, Entwicklung neuer 
Werkstoffe, sparsamere Verwendung knapper Rohstoffe, Abfallverwertung, 
biotechnologischer Verfahren zur Gewinnung von Grundstoffen und zum Ab- 
bau von Schadstoffen) in den Vordergrund. 

Insgesamt sind im Planungszeitraum für den Bereich der Forschung folgende 
Mittel vorgesehen (vgl. Tz. 6.06) : 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

3,9 4,2 4,6 5,0 5,5. 


2.11. Im Bereich des Kulturwesens hat der Bund nur eine begrenzte Finanzierungszu- 
ständigkeit. Hervorzüheben sind im innerstaatlichen Bereich die Mittel für die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz, die Deutsche Bibliothek und für den Aus- und 
Neubau von Museen und Bibliotheken von gesamtstaatlich-repräsentativer Be- 
deutung. 

Die Auslandskulturarbeit betrachtet die Bundesregierung als Teil der Pflege der 
Beziehungen zur internationalen Staatenwelt. Der weiteren Verbesserung der 
kulturellen und damit langfristig auch der allgemeinen Beziehungen soll vor 
allem die Intensivierung des wissenschaftlichen Austauschs dienen. Daneben bil- 
den die gesellschaftliche Begegnung sowie kulturelle Information, sei es durch 
direkte Darbietungen, sei es in Massenmedien, weitere Schwerpunkte. Auf dem 
Gebiet des Schulwesens schreiten die Reformbestrebungen fort, die sich am Typ 
einer bi-kulturellen, sozial geöffneten B ege gnungs schule orientieren. Die Anzahl 
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der Schulplätze wird an die steigende Zahl von deutschen Kindern in den wich- 
tigsten ausländischen Hauptstädten angepaßt. Für die Maßnahmen sind im Finanz- 
plan 1975 455 Millionen DM, ansteigend auf über 520 Millionen DM in 1978, 
enthalten. 


2.12. Ausgabenschwerpunkt im Bereidi des Gesundheitswesens (vgl. Tz. 7.01) ist die 
finanzielle Beteiligung des Bundes an der wirtschaftlichen Sicherung der Kranken- 
häuser. Die Finanzhilfen an die Länder betragen 1975 über 1 Mrd. DM und steigen 
bis 1978 auf 1,2 Mrd. DM an. Die nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz 
von Bund und Ländern insgesamt zu übernehmenden Investitionskosten von Kran- 
kenhäusern belaufen sich auf rd. 3,5 bis 4 Mrd. DM jährlich. Durch diese öffent- 
liche Förderung und die Erlöse aus den Pflegesätzen nach der neuen Bundes- 
pflegesatzverordnung werden die Selbstkosten der Krankenhäuser gedeckt. 

Der Bund stellt darüber hinaus erhebliche Beträge für gesundheitliche Modell- 
aktionen und Modellvorhaben der medizinischen Prävention und Rehabilitation, 
die gesundheitliche Aufklärung, die Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittel- 
mißbrauchs sowie für verschiedene Forschungsvorhaben, u. a. die Stiftung „Deut- 
sches Krebsforschungszentrum“ bereit. Mit dem Ausbau des Bundesgesundheits- 
amtes und des Paul-Ehrlich-Instituts werden die Voraussetzungen für die Durch- 
führung der Lebensmittel- und Arzneimittelrechtsreform geschaffen. 


2.13. Die Förderung des Sports ist in erster Linie Aufgabe der Sportorganisationen und, 
soweit eine staatliche Förderung in Betracht kommt, grundsätzlich Sache der Län- 
der. Der Bund kann lediglich Vorhaben im Rahmen der gesamtstaatlichen Reprä- 
sentation, der Auslands- und innerdeutschen Beziehungen sowie zentrale Einrich- 
tungen und Veranstaltungen fördern, deren Bestrebungen ihrer Art nach nicht 
durch ein Land allein wirksam unterstützt werden können. 

Im Finanzplan sind wie bisher vor allem Mittel für zentrale Aufgaben der Spitzen- 
organisationen des Sports, Zuschüsse an die Bundessportfachverbände für die 
Durchführung zentraler Maßnahmen sowie den Ausbau und die Unterhaltung von 
Bundesleistungszentren für den Hochleistungssport vorgesehen. Im Zonenrandge- 
biet wird auch der allgemeine Sportstättenbau gefördert. Aufgaben auf dem Gebiet 
der sportwissenschaftlichen Forschung nimmt das Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaft wahr. 


2.14. Umweltschutz ist ein wichtiger Bestandteil moderner Gesellschaftspolitik. Die 
im Umweltprogramm der Bundesregierung dargestellten Grundsätze, Ziele und 
Maßnahmen der Umweltplanung und des Umweltschutzes können nur im Zu- 
sammenwirken mit den übrigen Gebietskörperschaften, der Wissenschaft, der 
Wirtschaft und nicht zuletzt den Bürgern verwirklicht werden. Dabei ist von dem 
Grundsatz auszugehen, daß die Kosten von Umweltbelastungen derjenige zu 
tragen hat, der für ihre Entstehung verantwortlich ist (Verursacherprinzip). 

Bei Aktivitäten der öffentlichen Hand auf dem Gebiet des Umweltschutzes ist zu 
beachten, daß der Bund nach der verfassungsrechtlichen Aufgaben- und Lasten- 
verteilung in erster Linie die Aufgabe hat, die gesetzlichen Grundlagen des Um- 
weltschutzes zu schaffen. Verwaltungs- und Finanzierungskompetenzen des Bun- 
des bestehen nur in begrenztem Umfang. Im wesentlichen handelt es sich dabei 
um Forschungs- und Entwicklungsaufgaben. Daneben fördert der Bund im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ Investitionsvor- 
haben auf dem Gebiet des Umweltschutzes und beteiligt sich auf Grund inter- 
nationaler Verpflichtungen an einem Fünf- Jahresprogramm zur Sanierung des 
Rheins und des Bodensees. 

Durch das neue Umweltbundesamt sollen die Aktivitäten bestehender Bundes- 
einrichtungen unterhalb der Ministerialebene zusammengefaßt und koordiniert 
werden. Aufgabe des Amtes ist ferner die wissenschaftliche Unterstützung des 
Bundesministers des Innern und anderer Ressorts in allen Angelegenheiten des 
Immissionsschutzes und der Abfallwirtschaft sowie die Bereitstellung von Daten- 
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grundlagen für eine langfristige Umweltpolitik durch den Aufbau eines Informa- 
tionssystems zur Umweltplanung. 

2.15. An dem besonderen Rang, den die Entwicklungshilfe in der Politik der Bundes- 
republik Deutschland hat, wird sich nichts ändern. Die Bundesrepublik wird auch 
auf diesem Gebiet ihre internationalen Verpflichtungen erfüllen und ihre Lei- 
stungen in den kommenden Jahren angemessen steigern. Im Planungszeitraum 
sind 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

rd. 2,95 3,21 3,71 4,40 5,24 

gegenüber rd. 2,55 Mrd. DM in 1973 vorgesehen. 

Die Bundesregierung hält damit an der im September 1973 auf der Weltwäh- 
rungskonferenz in Nairobi gegebenen Ankündigung fest, ihre Entwicklungshilfe- 
leistungen bis zum Jahre 1978 nach Möglichkeit zu verdoppeln. Allerdings wird 
es nicht möglich sein, bis 1978 die Hilfeleistungen auf 0,42 v. H. des Bruttosozial- 
produkts zu steigern. Bei dem Zwang zu sparsamster Haushaltsgestaltung in den 
kommenden Jahren, der geringere Ausgabenzuwächse in allen Aufgabenberei- 
chen notwendig macht, kann die Entwicklungshilfe nicht als einziger Bereich 
davon ausgenommen werden. Dennoch liegt die Steigerungsrate für die Entwick- 
lungshilfeleistungen auch 1975 höher als die des Gesamthaushaltes; ab 1976 wird 
sie ungefähr doppelt so hoch sein. 

2.16. Den zweitgrößten Ausgabenblock bilden die Ausgaben für die Verteidigung. 
Mit den im Finanzplan enthaltenen Mitteln in Höhe von (vgl. Tz. 2.01) 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

rd. 29,3 31,3 32,8 34,5 36,2 

ist die Bundeswehr in der Lage, die äußere Sicherheit der Bundesrepublik im Rah- 
men des atlantischen Bündnisses zu gewährleisten und der Politik der Entspan- 
nung den erforderlichen Rückhalt zu geben. Der für unsere Sicherheit notwendige 
Umfang der Streitkräfte wird aufrechterhalten; die Instandhaltung und die konti- 
nuierliche Erneuerung wichtiger Waffensysteme und Geräte ist sichergestellt. 
Zugleich hält sich der Verteidigungsaufwand in den finanzwirtschaftlichen Gren- 
zen, die dem Bundeshaushalt gesteckt sind. 

Die militärische Verteidigung wird ergänzt durch die zivile Verteidigung. Dabei 
ist es notwendig, die für die zivile Verteidigung verfügbaren Mittel auf besondere 
Schwerpunkte, wie den Katastrophenschutz, zu konzentrieren. Die Schwerpunkt- 
bildung zwingt andererseits zu einer Überprüfung in anderen Bereichen der zivi- 
len Verteidigung. Deshalb soll die besondere Lebensmittelbevorratung im Rahmen 
der zivilen Verteidigung auslaufen, weil gegebenenfalls auf anderweitig verfüg- 
bare Vorräte, wie z. B. die EG-Marktordnungsreserven zurückgegriffen werden 
kann. Für das Jahr 1975 ergibt sich dadurch eine geringe Reduzierung der Aus- 
gaben gegenüber dem Vorjahr. 

2.17. Die Ausgaben im Bereich der inneren Sicherheit sind bereits in den vergangenen 
Jahren auf Grund des Schwerpunktprogramms „Innere Sicherheit" wesentlich 
erhöht worden. Auch für die kommenden Jahre sind steigende Beträge vorge- 
sehen (vgl. unter Tz. 7.02). Beim Bundesgrenzschutz sind zusätzlich Mittel zur 
stufenweisen Angleichung der Personalstruktur an die der Polizeien der Länder 
ab 1975 bereitgestellt worden. Die Strukturverbesserung bedarf jedoch noch der 
Änderung beamten- und besoldungsrechtlicher Vorschriften. Außerdem sind die 
Ausgaben für die technische Ausstattung neuer Bereitschaftspolizeieinheiten 
erhöht worden. 


Nicht identisch mit den Plafonds des Einzelplans 23 — Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit — , da ein Teil der jeweils im Einzelplan veranschlagten Mittel (z. B. das 
Kap. 01 — Ministerium — ) bei einer funktionalen Aufgliederung der Ausgaben an- 
deren Aufgabenbereichen zuzuordnen ist. 
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2.18. Im Rahmen der Steuerreform wird die staatliche Sparförderung durch Prämienge- 
währung (Wohnungsbauprämien, Sparpxämien) durch Einführung einer Einkom- 
mensgrenze auf untere und mittlere Einkommen konzentriert. Die Einkommens- 
grenze beträgt 24 000 DM für Nichtverheiratete und 48 000 DM für Verheiratete 
und erhöht sich für Jedes Kind unter 18 Jahren um 1 800 DM. Da bei Einkommen, 
die eine gewisse Höhe übersteigen, ohnehin ein Teil zum Sparen oder zur Ver- 
mögensbildung verwendet wird, bedarf es für diese Einkommensbezieher keines 
Sparanreizes. Künftig soll die staatliche Sparförderung durch Prämiengewährung 
nur noch solchen Personen zugute kommen, für die das Sparen einen belastenden 
Konsumverzicht bedeutet. Das begünstigte Sparvolumen beträgt einheitlich jähr- 
lich 800 DM für Nichtverheiratete und 1 600 DM für Verheiratete. Der Prämien- 
satz ist mit 20 v, H., beim Bausparen mit 23 v. H. vorgesehen, je Kind unter 
18 Jahren erhöht sich der Prämiensatz um 2 v. H. Der höhere Prämiensatz beim 
Bausparen ist wegen der besonderen Förderungswürdigkeit des Wohnungsbaues 
im allgemeinen und wegen des Umstandes, daß die Tilgung des Bauspardarle- 
hens als „Nachsparvorgang" nicht begünstigt ist, gerechtfertigt. Die bisher ge- 
währten Zusatzprämien für Personen, die bei Abschluß der Sparverträge Ein- 
kommen von unter 6 000 DM bei Nichtverheirateten und unter 12 000 DM jährlich 
bei Verheirateten bezogen haben, sollen entfallen. Die zwischenzeitliche Einkom- 
mensentwicklung hat dazu geführt, daß die Voraussetzungen für die Zusatzprä- 
mien in zunehmendem Maße nur von nicht ganzjährig Beschäftigten erfüllt wer- 
den, bei denen die Gewährung einer derartigen langfristigen Vergünstigung 
ohne erneute Prüfung der Einkommensverhältnisse nicht als gerechtfertigt ange- 
sehen werden kann. 

Diese Neuregelung der staatlichen Sparförderung durch Prämiengewährung er- 
laubt es, die Ansätze für die Prämienaufwendungen des Bundes (vgl. Tz. 1.07) ge- 
genüber dem letzten Finanzplan zurückzunehmen. 


3. Einnahmeseite 

3.1. Die Einnahmeseite des Finanzplans wird im Planungszeitraum in erheblichem 
Maße durch die Steuerreform beeinflußt. 

Die Steuerreform soll vor allem die steuerlichen Lasten gerechter verteilen. Nach- 
dem bereits die Außensteuerreform 1972 und die Grundsteuerreform, die Vermö- 
gensteuerreform sowie die Erbschaftsteuerreform Anfang 1974 in Kraft getreten 
sind, werden ab 1. Januar 1975 durch die Reform der Einkommen (Lohn-) Steuer 
unterer und mittlerer Einkommen sowie zahlreiche soziale Gruppen mit Anspruch 
auf besondere Hilfe fühlbar entlastet, während höhere Einkommensbezieher künf- 
tig stärker als bisher zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben beizutragen 
haben. Die Mehrbelastung ist so bemessen, daß die Leistungsfähigkeit des Einzel- 
nen und der Wirtschaft nicht beeinträchtigt wird. Gleichzeitig führt die Steuer- 
reform zu einer Vereinfachung des Steuerrechts, wobei jedoch die vom Verfas- 
sungsrecht, aber auch die durch berechtigte sozial- und wirtschaftspolitische Inter- 
essen gebotenen steuerrechtlichen Differenzierungen erhalten bleiben. ^) 

3.2. Kassenmäßig hat die Steuerreform für die gesamte öffentliche Hand finanzielle 
Auswirkungen von 


1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 


rd. 14,2 15,0 14,6 13,5. 

Diese Beträge stellen einen Saldo aus Be- und Entlastungen sowohl auf der Ein- 
nahme- als auch auf der Ausgabeseite der öffentlichen Haushalte und aus Ver- 
schiebungen zwischen den einzelnen staatlichen Ebenen dar. 


^) Zu den einzelnen Neuregelungen im Steuerrecht vgl. z. B. Sonderausgabe des Bulletin 
Nr, 90 S. 897 ff., vom 30. Juli 1974 
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Im einzelnen ergeben sich — vor Anwendung der mit den Ländern im Hinblick 
auf die Steuerreform vereinbarten Revisionsklausel bei der Umsatzsteuervertei- 
lung — folgende Auswirkungen für den Bund: 


Finanzielle Belastungen des Bundes (Steuer- 
mindereinnahmen/Mehrausgaben) : 

1975 

1976 1977 

• — in Mrd. DM — 

1978 

Vermögensteuerreformgesetz 

Steuermindereinnahmen bei der Ge- 
werbesteuerumlage 

0,2 

0,1 

0,1 

0,0 

Einkommensteuerreformgesetz: 





Saldo aus Steuermehreinnahmen (ins- 
besondere Wegfall der steuerlichen Kin- 
derfreibeträge und der Abzugsfähigkeit 
der Vermögensteuer) und 





Steuermindereinnahmen (insbesondere 
neue Tarifgestaltung, höhere Höchst- 
beträge bei den Vorsorgeaufwendungen, 
Erhöhung des Versorgungsfreibetrages 
und des Arbeitnehmerfreibetrages sowie 
Wegfall der Ergänzungsabgabe zur Ein- 
kommensteuer) 

3,0 

3,7 

4,4 

5,2 

Saldo aus Mehrausgaben (insbesondere 
Kindergeld und zusätzliche Verwaltungs- 
kosten beim Kindergeld) und Minder- 
ausgaben (insbesondere bei der Spar- 
förderung) 

9,6 

10,4 

11.7 

11,6 

Insgesamt 

12,8 

14.2 

16,2 

16,7 


Länder und Gemeinden werden dagegen in wesentlich geringerem Umfang 
durch die Steuerreform belastet und gegen Ende des Planungszeitraums sogar 
entlastet. Dies ist insbesondere auf die Übernahme der Kindergeldzahlungen für 
Angehörige des Öffentlichen Dienstes in Ländern, Gemeinden und Gemeindever- 
bänden durch den Bund ab 1977 zurückzuführen. 

Die mit den Ländern im Herbst vergangenen Jahres bei der Neuregelung der 
Umsatzsteuerverteilung ab 1. Januar 1974 vereinbarte Revisionsklausel sieht vor, 
daß die Verschiebungen, die sich durch die Steuerreform für die Finanzausstattung 
der Gebietskörperschaften ergeben, durch eine Neufestsetzung der Anteile am 
Umsatzsteueraufkommen ausgeglichen werden. 

3.3. Die im Planungszeitraum angesetzten Steuereinnahmen basieren auf den Ergeb- 
nissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom 19. und 20, Juni 1974: Dabei 
sind die finanziellen Auswirkungen des Vermögensteuerreformgesetzes (Gewer- 
besteuerumlage) und eine Fortführung der Mineralölsteuer auf Heizöl über den 
31. Dezember 1974 hinaus bereits berücksichtigt worden. Die damals noch nicht 
bekannten Steuerausfälle durch das Einkommensteuerreformgesetz 2) und die 
Folgeauswirkungen beim Umsatzsteueraufkommen auf Grund der mit den Län- 
dern vereinbarten Revisionsklausel sind zusätzlich in die Schätzung eingebaut 
worden. 

Im einzelnen sind im Planungszeitraum folgende Steuereinnahmen (ohne In- 
vestitionsteuer und ohne Stabilitätszuschlag) angesetzt worden: 


9 Differenzen durch Rundung 

“) Nach der Einigung im Vermittlungsausschuß über das Einkommensteuerreformgesetz 
hat die Bundesregierung den Bundesminister der Finanzen am 24. Juli 1974 ermäch- 
tigt, die zusätzlichen finanziellen Auswirkungen des Steuerreformkompromisses in den 
Haushaltsentwurf 1975 und den Finanzplan bis 1978 einzuarbeiten (Verminderung der 
Steuereinnahmen, Erhöhung der Nettokreditaufnahme). 
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Bundesanteil an Lohnsteuer und ver- 
anlagter Einkommensteuer 

Bundesanteil an nicht veranlagten Steu- 
ern vom Ertrag und Körperschaftsteuer 

Bundesanteil an Umsatzsteuer und Ein- 
fuhrumsatzsteuer 

Bundesanteil an Gewerbesteuerumlage 

Zölle 

Tabaksteuer 

Branntweinmonopol 

Mineralölsteuer 

Sonstige Bundessteuern 

Insgesamt 


1975 1976 1977 1978 

Entw. — Finanzplan — 


— in Mrd. DM— i) 


50,6 

58,0 

66,6 

76,9 

7,0 

7.5 

7,9 

8,4 

38,6 

42,2 

45,7 

49,9 

3,7 

3,9 

4,2 

4,5 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

9.2 

9,4 

9,6 

9,8 

3,3 

3,5 

3,6 

3,8 

17,2 

17,6 

18,0 

18,5 

4,5 

4,7 

4,9 

4,5 

134,1 

146,9 

160,6 

176,3 


Dazu ist folgendes zu bemerken: 

— Als Bundesanteil an der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommensteuer 
sind 43 v. H. der geschätzten Einnahmen aus diesen beiden Steuern angesetzt. 
Grundlage der Schätzung des Aufkommens an Lohnsteuer und veranlagter 
Einkommensteuer ist die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehaltssumme 
(einschl. Beamtenpensionen) sowie der Einkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen. 

— Beim Aufkommen aus der Umsatzsteuer und der Einfuhrumsatzsteuer ist 
eine Erhöhung des Bundesanteils auf Grund der mit den Ländern vereinbar- 
ten Revisionsklausel um knapp 9V2 Punkte in 1975 und um gut 10 Punkte in 
1976 zugrunde gelegt. Der sich danach für 1976 ergebende Bundesanteil wurde 
für die Folgejahre zunächst fortgeschrieben, da Bund und Länder über die 
Umsatzsteuerverteilung ab 1977 erst eine neue Vereinbarung treffen müssen. 
Die Minderung der Umsatzsteuereinnahmen um die Ergänzungszuweisungen 
an finanzschwache Länder und um den EG-Anteil an der Umsatzsteuer sind in 
den Beträgen berücksichtigt. 

— Bei der Bemessung der Ansätze für die Gewerbesteuerumlage ist den Ent- 
lastungen kleinerer und mittlerer Betriebe bei der Gewerbesteuer durch das 
Vermögensteuerreformgesetz Rechnung getragen worden. 

— Seit 1971 sind steigende Anteile der Zölle als eigene Einnahmen an die EG 
abzuführen; ab 1975 stehen der EG die Zölle bis auf die Zölle für Waren 
des Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS-Zölle) und die pauschalierten Eingangsabgaben vollständig 
zu. Als Einnahmen aus Zöllen sind deshalb nur die dem Bund verbleibenden 
EGKS-Zölle und die pauschalierten Eingangsabgaben angesetzt. 

— Der Absatz an steuerpflichtigen Mineralölprodukten wird voraussichtlich, 
vor allem wegen der veränderten Kostensituation für die private Pkw- 
Haltung und -benutzung, nicht mehr die Zuwachsraten der vergangenen Jahre 
erreichen. Die Ansätze für die Einnahmen aus der Mineralölsteuer sind des- 
halb gegenüber dem letzten Finanzplan zurückgenommen worden. Die Fort- 
führung der Mineralölsteuer auf Heizöle über 1974 hinaus ist berücksichtigt. 


3.4. Bei den Verwaltungseinnahmen führt der Verzicht auf die Postablieferung ab 1975 
(Ansatz 1974 noch 510 Millionen DM) zu einem Rückgang, der nur zum Teil 
durch höhere andere Verwaltungseinnahmen sowie durch Erlöse aus dem Ver- 
kauf nicht mehr benötigter Münzmetalle ausgeglichen werden kann. 


0 Differenzen durch Rundung 
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3.5. Danach ergeben sich für den Planungszeitraum Finanzierungssalden von 

1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

16,2 19,3 20,5 19,4, 

die sich aus Münzeinnahmen (bei denen sich die Ausgabe neuer 5-DM-Stücke 1975 
einmalig erhöhend auswirkt) von 


1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 


0,6 

0,3 

0,3 

0,2 

und einer Nettokreditauinahme 

von 



1975 

1976 

1977 

1978 


— in Mrd. 

DM ~ 


15,6 

19,0 

20,2 

19,2 


zusammensetzen. 


Die für die kommenden Jahre vorgesehene Neuverschuldung ist in dieser Höhe 
die Folge der finanziellen Auswirkungen der Steuerreform. Entgegen Über- 
legungen in früheren Jahren hat die Bundesregierung davon abgesehen, die mit 
der Steuerreform verbundenen Belastungen der öffentlichen Haushalte teilweise 
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer auszugleichen. Da aber auch bisher 
gewährte Leistungen des Staates für die Bürger nicht gemindert werden sollen, 
zwingen die mit der Steuerreform bezweckten fühlbaren Entlastungen unterer 
und mittlerer Einkommen sowie zahlreicher sozialer Gruppen mit Anspruch auf 
besondere Hilfe dazu, neben einer sparsamen Ausgabengestaltung eine höhere 
Neuverschuldung einzuplanen. 


4. Das Investitionsprogramm des Bundes 1974 bis 1978 

4.1. Einbeziehung des Investitionsprogramms in den Finanzplan 

Das Investitionsprogramm, das gemäß § 10 Stabilitätsgesetz in Verbindung mit 
§ 50 Abs. 5 Haushaltsgrundsätzegesetz jährlich aufzustellen ist, enthält eine 
Detaildarstellung der Investitionsvorhaben des Finanzplans. Es soll als Entschei- 
dungshilfe für den Fall dienen, daß bei einer Abschwächung oder Erhitzung der 
Konjunktur die im Finanzplan vorgesehenen Investitionen zeitlich und unter 
Berücksichtigung sektoraler Besonderheiten zu variieren sind. 

In den vergangenen Jahren wurden nach dem Beschluß der Bundesregierung über 
den Finanzplan — und der damit verbundenen materiellen Festlegung des Inve- 
stitionsprogramms — zusätzliche Informationen (zum Teil im nachgeordneten 
Bereich der Länderverwaltungen) eingehoit. Erst nach deren Eingang konnte das 
Investitionsprogramm beschlossen und mit einem gewissen zeitlichen Abstand 
nach dem Beschluß der Bundesregierung über den Finanzplan den gesetzgeben- 
den Körperschaften vorgelegt werden. 

Es hat sich gezeigt, daß der Wert der zusätzlich beschafften Informationen, die 
insbesondere die regionale Verteilung betrafen, in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu den mit der Verzögerung der Vorlage des Investitionsprogramms ver- 
bundenen Nachteilen steht. 

Künftig soll daher das Investitionsprogramra zusammen mit dem Finanzplan des 
Bundes den gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt werden. Durch die frühere 
Bereitstellung der im Investitionsprogramm enthaltenen Daten wird der Wert 
dieses Instruments verbessert. 

Das Investitionsprogramm darf nicht mit einem Konjunkturprogramm nach § 6 
Stabilitätsgesetz verwechselt werden. Es ist lediglich Entscheidungsgrundlage 
und gibt einen Überblick über das Volumen, die Struktur und die konjunktur- 
politische Flexibilität der geplanten Investitionsvorhaben. 
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4.2. Das Volumen der Investitionsausgaben 

Die in die Untersuchung einbezogenen Ausgaben des Bundes umfassen 

— die Sachinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes und 

— die Finanzierungshilfen für Investitionsvorhaben Dritter, 


In den Jahren 1974 bis 1978 entwickeln sich die investiven Ausgaben nach dem 
Finanzplan wie folgt: 



1974 

Soll 

1975 

Entw. 

— in 

1976 1977 

— Finanzplan 

Mrd, DM — 2 ) 

1978 

Gesamte Investitionsausgaben 

23,37 

23,45 

23,5 

24,6 

25,5 

darunter: 

Sachinvestitionen 

7,10 

7,55 

7,5 

7,8 

8,0 

Finanzierungshilfen 

16,27 

15,89 

16,0 

16,8 

17,5 

Zum Vergleich: 

Gesamtausgaben des Bundes 

141,6 ») 

154,0 

169,7 

184,6 

199,2 


Neben den Sachinvestitionen und den Finanzierungshilfen für Investitionsvor- 
haben Dritter sind auch die Ausgaben für militärische Beschaffungen, Material- 
erhaltung, Wehrforschung und -entwicklung sowie militärische Anlagen von kon- 
junkturpolitischer Relevanz. Sie betragen: 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

11,29 11,61 12,1 12,2 12,3. 

Diese Ausgaben zählen jedoch nach der finanzwirtschaftlichen Abgrenzung und 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht zu den Investitionen, sondern 
zum Staatsverbrauch. Sie sind deshalb in das oben genannte Volumen nicht einbe- 
zogen worden. Es handelt sich dabei aber um ein erhebliches Auftragsvolumen, 
das überwiegend der Investitionsgüterindustrie und dem Baugewerbe zugute 
kommt und daher — allerdings unter vorrangiger Berücksichtigung der sicher- 
heitspolitischen Gesichtspunkte — zusätzlich über das hier genannte Volumen 
hinaus auch für konjunkturpolitische Belange genutzt herden kann. In die nach- 
folgenden Ausführungen werden daher diese Ausgaben im militärischen Bereich, 
soweit es von Interesse ist, nachrichtlich mit einbezogen. 

Am Gesamtvolumen der durch die Finanzierungshilfen geförderten Investitionen 
ist der Bund erfahrungsgemäß mit etwa einem Drittel beteiligt. Danach ergibt 
sich im Betrachtungszeitraum ein Volumen der eigenen Investitionen des Bundes 
sowie der von ihm geförderten Vorhaben anderer Investoren von etwa 55 bis gut 
60 Mrd. DM jährlich. 

Bei einem Vergleich der Investitionsausgaben im Jahre 1975 mit denen des 
Jahres 1974 müssen einige Sonderfaktoren berücksichtigt werden. Zunächst sind 
in dem Betrag des Jahres 1974 0,6 Mrd. DM für das einmalige Sonderstruktur- 
programm enthalten. Außerdem sind in 1975 die Mittel für den Hochschulbau 
aus den oben in Nr. 2,10. genannten Gründen niedriger angesetzt als in 1974. 

In den Folgejahren sind wegen der Neuregelung der staatlichen Sparförderung 
im Rahmen der Steuerreform die Mittel für die Wohnungsbauprämien bis zu 
0,6 Mrd. DM niedriger als 1975. Außerdem wirken sich hier die veränderten An- 
sätze bei der Entwicklungshilfe (insbesondere Kapitalhilfe) aus. 


Zur Abgrenzung im einzelnen vgl. Tabelle 5 
Differenzen durch Rundiuig 

®) Abweichung gegenüber dem Haushaltsplan 1974 wegen methodischer Anpassung an 
die Neuregelung des Familienlastenausgleichs. 
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Nach der grundgesetzlidien Aufgabenverteilung zwischen den staatlichen Ebenen 
wird der Großteil der öffentlichen Investitionen von Ländern und Gemeinden 
durchgeführt, während das Schwergewicht der Bundesausgaben im Bereich der 
sozialen Sicherung und auf dem Gebiet der Verteidigung liegt. Mehr als zwei 
Drittel der Investitionsausgaben des Bundes sind deshalb auch Finanzierungs- 
hilfen für Investitionsvorhaben Dritter; Sachinvestitionen für eigene Vorhaben 
des Bundes fallen im wesentlichen nur im Verkehrsbereich und bei den allge- 
meinen Diensten (Baumaßnahmen, Ausstattung und Ausrüstung der Dienststellen 
und Einrichtungen des Bundes; allgemeines Grundvermögen) an. 

Die Entwicklung der Investitionsausgaben ist kein brauchbarer Wertmesser für 
die staatliche Aufgabenerfüllung. Mit dem an der Erhöhung des Produktions- 
mittelbestandes und damit letztlich am Wirtschaftswachstum orientierten Inve- 
stitionsbegriff werden viele wichtige staatliche Aufgabenbereiche, wie etwa die 
Verbesserung der Produktions- und Lebensbedingungen oder die soziale Siche- 
rung, nicht erfaßt. Außerdem sind investive und konsumtive Ausgaben oft un- 
trennbar miteinander verbunden und bedingen sich gegenseitig. Es geht nicht an, 
etwa Bauinvestitionen im Bildungs- oder Gesundheitsbereich als positiv einzu- 
stufen, die Folgekosten im Personalbereich dann aber als konsumtive (also un- 
produktive) Ausgaben zu beklagen, obwohl sie die Voraussetzung für eine sinn- 
volle Nutzung der neu geschaffenen Einrichtung sind. Bei einer kritischen Würdi- 
gung der Investitionsausgaben müssen daher die konsumtiven, zu einer Ver- 
schiebung der Ausgabenstruktur führenden Folgekosten von in früheren Jahren 
getätigten Infrastrukturinvestitionen mitberücksichtigt werden. 

Die Struktur der Investitionsausgaben 

4.3. Eine Aufteilung der Investitionsausgaben ^) nach Ausgabearten (vgl. Tabelle 5) 
zeigt bei den Sachinvestitionen eine deutliche Schwerpunktbildung beim Tiefbau, 
auf den etwa zwei Drittel der vorgesehenen Mittel entfallen. Der Rest verteilt 
sich in etwa gleichmäßig auf den Hochbau sowie den Erwerb von beweglichen 
und unbeweglichen Sachen. Bei den Ausgaben für den Erwerb von beweglichen 
Sachen wirken sich die Beschaffung von Kernbrennstoffen und der Ankauf von 
Rohöl im Rahmen des Rohölbevorratungsprogramms des Bundes in den Jahren 
1975 bzw. 1977 erhöhend aus. 

Bei den Finanzierungshilfen geht mehr als die Hälfte an Empfänger im öffent- 
lichen Bereich (im wesentlichen Gebietskörperschaften). Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß ein erheblicher Teil der vom Bund den Ländern zur Verfügung gestell- 
ten Finanzierungshilfen — wie beispielsweise die Wohnungsbauförderungs mit- 
tel — von den Ländern für Investitionsvorhaben Privater eingesetzt wird. 

Finanzierungshilfen an Empfänger im öffentlichen Bereich werden in der Regel 
als Zuweisungen gewährt. Der Anteil der darlehensweise vergebenen Mittel 
beträgt etwas über 10 v. H. 

Bei den Finanzierungshilfen an Empfänger im nicht- öffentlichen Bereich nimmt 
der Anteil der Darlehen und der Beteiligungen im Betrachtungszeitraum zu, wäh- 
rend der Anteil der Zuschüsse von über 50 v. H, in 1974 — trotz betragsmäßiger 
Steigerung — auf etwa 45 v. H. in 1978 zurückgeht. 

4.4. Entsprechend den Aufgaben, die der Bund gemäß der föderativen Struktur un- 
seres Staates zu erfüllen hat, ergeben sich auch für die Investitionsausgaben 
Schwerpunkte, die der Zielsetzung in der gesamten Ausgabengestaltung ent- 
sprechen. 

Der Hauptteil der Sachinvestitionen liegt bei einer Aufteilung nach Aufgaben- 
bereichen (vgl. Tabelle 6) auf dem Gebiet des Verkehrs (einschließlich Verkehrs- 
unternehmen), und zwar beim Aus- und Neubau der Bundesfernstraßen. Auf den 
Verkehr entfallen mit knapp 5,6 Mrd. DM in 1974, ansteigend auf gut 5,7 Mrd. 
DM in 1975 und knapp 6,2 Mrd. DM in 1978, jährlich mehr als drei Viertel aller 
Sachinvestitionen des Bundes. Darunter betragen die Ausgaben für die Bundes- 


^) Von den entsprechenden Ausgaben im militärischen Bereich entfallen über die Hälfte 
auf Beschaffungen und rd. ein Viertel auf die Kosten der Materialerhaltung. Die 
restlichen Ausgaben sind in etwa zu gleichen Teilen für Wehrforschung und -entwick- 
lung sowie für militärische Anlagen vorgesehen. 
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fernstraßen rd. 4,7 bis 5,2 Mrd. DM, das sind rd. zwei Drittel der gesamten Sach- 
investitionen. Für den Ausbau der Bundeswasserstraßen sind jährlich rd. 600 
bis 700 Millionen DM vorgesehen. 

Den zweiten Schwerpunkt bilden die allgemeinen Dienste (Baumaßnahmen, Aus- 
stattung und Ausrüstung der Dienststellen und Einrichtungen des Bundes; all- 
gemeines Grundvermögen) mit jährlich rd. 1,25 bis 1,35 Mrd. DM. 

Im Gegensatz dazu sind die Finanzierungshilfen auf zahlreiche Aufgabenbereiche 
verteilt (vgl. Tabelle 7). 

Im Bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung steht die Gemeinschaftsaufgabe 
„Aus- und Neubau von Hochschulen" im Vordergrund, an der sich der Bund zu 
50 V. H. nach Maßgabe des Rahmenplans für die Gemeinschaftsaufgabe mit Fi- 
nanzierungshilfen an die Länder beteiligt. Weitere Mittel sind für die Mitwir- 
kung bei der Bildungsplanung und bei der beruflichen Bildung (Versuchs- und 
Modelleinrichtungen, überbetriebliche berufliche Ausbildungsstätten) sowie für 
die Studentenwohnraumförderung vorgesehen. — Schwerpunkte der Finanzie- 
rungshilfen bei der Forschung sind die Kernforschung, die Weltraumforschung, 
die Datenverarbeitung, die technologische Forschung und Entwicklung sowie 
andere zukunftsbezogene Forschungszweige. 

Neben den umfangreichen eigenen Sachinvestitionen des Bundes bei den Bun- 
desfern- und -Wasserstraßen werden auch im Verkehrsbereich (einschl. Verkehrs- 
unternehmen) zahlreiche Vorhaben durch Finanzierungshilfen gefördert. Schwer- 
punkte sind der kommunale Straßenbau (jährlich gut 1 bis 1,1 Mrd. DM), der 
öffentliche Personennahverkehr (jährlich rd. 600 bis 700 Millionen DM) und 
Investitionszuschüsse an die Deutsche Bundesbahn (Investitionszuschuß zur Ka- 
pitalaufstockung von jährlich 500 Millionen DM; Investitionszuschuß für Neu- 
baustrecken von 1975: 60 Millionen DM, ansteigend bis auf 220 Millionen DM 
in 1978; Investitionszuschuß an die Deutsche Bundesbahn für Verkehrswege des 
öffentlichen Personennahverkehrs von jährlich rd. 350 bis 450 Millionen DM). 
Insgesamt gewährt der Bund im Verkehrsbereich Finanzierungshilfen von jähr- 
lich knapp 3,4 bis gut 3,9 Mrd. DM zusätzlich zu seinen beträchtlichen eigenen 
Sachinvestitionen von jährlich rd. 5,7 bis 6,2 Mrd. DM. 

Die für den Wohnungsbau bestimmten Finanzierungshilfen betragen jährlich 
rd. 1 150 Millionen DM. Die Mittel werden ausschließlich als Darlehen ^) vergeben 
und im Rahmen des langfristigenWohnungsbauprogramms, des sonstigen sozialen 
Wohnungsbaus, des Flüchtlingswohnungsbaus und der Wohnungsfürsorge für 
Bundesbedienstete (einschl. Bundeswehr) eingesetzt. — Für die Förderung städte- 
baulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen und für Studien- und Mo- 
dellvorhaben werden den Ländern — teils als Darlehen, teils als Zuweisungen — 
Finanzierungshilfen in Höhe von jährlich 170 bis 260 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt. 

Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens liegt das Schwergewicht der Finanzie- 
rungshilfen bei der Krankenhausfinanzierung. Der Bund gewährt den Ländern 
1975 Finanzhilfen in Höhe von 1,05 Mrd. DM, ansteigend auf 1,2 Mrd. DM in 1978, 
für Investitionen in Krankenhäusern; das entspricht einem Drittel der von den 
Ländern (Gemeinden, Gemeindeverbände) zu leistenden gesetzlichen Aufwen- 
dungen. 

Im Landwirtschaftsbereich fördert der Bund — vorwiegend im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" — 
u. a. Investitionsvorhaben im Bereich der Flurbereinigung, des Wirtschaftswege- 
baus, der Verbesserung der Marktstruktur, der ländlichen Siedlung und sonsti- 
ger einzelbetrieblicher Maßnahmen sowie der Fischerei. Hinzukommen die eben- 
falls zur Gemeinschaftsaufgabe gehörenden Mittel für wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnischen Maßnahmen sowie den Küstenschutz. Veranschlagt sind 
insgesamt jährlich rd. 1,3 Mrd. DM. 

Im Energiebereich stehen — neben Sachinvestitionen im Rahmen des Rohölbe- 
vorratungsprogramms des Bundes und bei der Beschaffung von Kernbrenn- 


^) Die daneben gewährten Zuschüsse sind Schuldendiensthilfen, die nicht in die Be- 
trachtung mit einbezogen worden sind. 
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stoffen — jährlich rd, 700 bis gut 800 Millionen DM als Finanzierungshilfen zur 
Verfügung, Sie sind für Vorhaben im Bergbau, der Sicherung der deutschen 
Energieversorgung und der kerntechnischen Entwicklung bestimmt. Hinzu kom- 
men noch die Mittel für Kapitalerhöhungen bzw. -Zuführungen bei im Energie- 
bereich tätigen Unternehmen, an denen der Bund beteiligt ist (VEBA, VIAG, 
Saarbergwerke). 

Für regionale Förderungsmaßnahmen werden jährlich Finanzierungshilfen in 
Höhe von rd. 400 Millionen DM im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (jährlich 266 Millionen DM) so- 
wie der Zonenrandförderung und der Sonderzuweisungen an das Saarland be- 
reitgestellt. 

Die Finanzierungshilfen im Bereich der Entwicklungshilfe steigen von 2,14 Mrd. 
DM im Jahre 1975 auf 3,73 Mrd. DM im Jahre 1978 (gegenüber knapp 2 Mrd, DM 
in 1974 und Ist- Ausgaben von 1,7 Mrd. DM in 1973). Sie entfallen überwiegend 
auf die Kapitalhilfe. Obwohl diese Mittel dem Ausland zur Verfügung gestellt 
werden, haben sie teilweise auch binnenwirtschaftliche Bedeutung, Ein Teil der 
Kapitalhilfemittel fließt direkt oder über internationale Ausschreibungen wieder 
an die deutsche Wirtschaft und dabei vor allem an die deutsche Investitionsgüter- 
industrie zurück\ 

4.5. Eine Aufteilung der Investitionsausgaben nach Wirtschaftsbereichen (vgl. Ta- 
belle 8) zeigt, daß etwa zwei Drittel der Mittel der Bauwirtschaft zufJießen^). 

Bei den Sachinvestitionen sind es knapp 80 v. H. Schwerpunkt ist der Tiefbau, 
auf den etwa zwei Drittel der Sachinvestitionen des Bundes entfallen, während 
dem Hochbau (einschließlich Ausbau) rd. 12 v. H. zugute kommen. — Dagegen 
entfällt bei den Finanzierungshilfen der größte Anteil mit gut einem Drittel auf 
den Hochbau, der Tiefbau ist mit etwas über 20 v. H. beteiligt. 

Die restlichen Investitionsausgaben verteilen sich auf eine Vielzahl von Wirt- 
schaftszweigen; hervorzuheben sind die Bereiche Elektrotechnik, Feinmechanik 
und Optik sowie Fahrzeugbau und Maschinenbau. 

Beim Straßen- und sonstigen allgemeinen Tiefbau werden die Aufträge nahezu 
ausschließlich vom Bund und den übrigen Gebietskörperschaften erteilt; dagegen 
spielen die öffentlichen Aufträge in den übrigen Wirtschaftszweigen zwar keine 
unbedeutende, jedoch nicht die allein entscheidende Rolle. 

4.6. Erhebungen über die regionale Zuordnung der Baumaßnahmen des Bundes haben 
ergeben, daß bei den Hochbaumaßnahmen die regionale Verteilung wegen des 
hohen Anteils der Bauten für Verwaltungen, Dienststellen u. dgl. im wesentlichen 
von den Standortentscheidungen für diese Verwaltungen bestimmt wird^). Bei 
den Tiefbaumaßnahmen richtet sich die regionale Zuordnung wegen des Über- 
gewichts der Straßen- und Wasserbauvorhaben hauptsächlich nach den Bedürf- 
nissen der Verkehrswegeplanung. Bei den übrigen investiven Ausgaben stößt 
eine regionale Zuordnung auf erhebliche Schwierigkeiten. Soweit überhaupt im 
vornhinein etwas über die regionale Streuung der Auftragsvergabe gesagt wer- 
den kann, ist die Ermittlung der Angaben wegen der erforderlichen langen Be- 
richtswege nur unter unverhältnismäßig hohem Zeit- und Kostenaufwand mög- 
lich. Eine Aufteilung der Investitionen des Bundes unter regionalen Gesichts- 
punkten ist deshalb nicht mehr erfolgt. Regionale Differenzierungen beim Ein- 
satz der Mittel können daher nur durch eine gezielte Auswahl einzelner Maß- 
nahmen erreicht werden. 

4.7. Die konjunkturpolitische Flexibilität der Investitionsausgaben 

Der Bund kann auf der Nachfrageseite das konjunkturelle Geschehen beeinflus- 
sen, indem er — ^ in bestimmten, durch die öffentliche Aufgabenerfüllung gezo- 


^) Die entsprechenden Ausgaben im militärischen Bereich entfallen zu knapp einem 
Drittel auf den Fahrzeugbau und zu etwa einem Fünftel auf den Bereich Elektrotechnik, 
Feinmechanik und Optik. Jeweils gut 10 v. H. kommen dem Maschinenbau und der 
Bauwirtschaft (überwiegend Tiefbau) zugute. Der Rest entfällt auf sonstige Wirtschafts- 
bereiche und Beschaffungen im Ausland. 

2) Ebenso wird die regionale Zuordnung der militärischen Bauten allein von den Be- 
dürfnissen der Verteidigung bestimmt. 
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genen Grenzen — seine eigene Güternachfrage und/oder indirekt die Nachfrage 
anderer mit den konjunkturellen Erfordernissen in Einklang bringt. Die eigene 
Güternachfrage kann der Bund kurzfristig hauptsächlich durch Vorziehen oder 
Strecken von Investitionsvorhaben variieren. Die Nachfrage anderer kann er 
mit einer Vielzahl verschiedener Instrumente beeinflussen, darunter durch 
Variierung der Finanzierungshilfen für Vorhaben anderer Investoren. 

Die vom Bund entfaltete oder geförderte Investitionsgüternachfrage wird kon- 
junkturell wirksam, wenn die entsprechenden Aufträge an die Hersteller erteilt 
werden. Die kassenmäßige Abwicklung eines Auftrages — die Ausgabe — ist 
unter diesem Gesichtspunkt erst in zweiter Linie von Bedeutung. 

Eine Untersuchung der konjunkturpolitischen Flexibilität der Investitionen muß 
daher stärker auf eine Variierung der Aufträge und nicht der Ausgaben ab- 
stellen. Der vorliegende Bericht gibt Antwort auf die Frage nach dem maximalen 
Spielraum für eine Variierung der Auftragsvergabe bei den eigenen Investitions- 
vorhaben und der Finanzzusagen bei den Investitionsförderungsmaßnahmen des 
Bundes im Jahre 1975. 

Das gesamte Volumen der Aufträge und Finanzzusagen des Bundes, das 1975 
vergeben werden soll, beläuft sich bei den Sachinvestitionen auf ca. 9 Mrd. DM 
und bei den Finanzierungshilfen, auf gut 20 Mrd. DM ^). 

Für den Fall einer kontraktiven Ausgabenpolitik kann man zwar als theoretische 
Obergrenze annehmen, daß alle noch nicht vergebenen Aufträge und Zusagen 
beeinflußt werden können. Tatsächlich kann aber das Volumen der Aufträge und 
Finanzzusagen kurzfristig nur in ganz wesentlich geringerem Umfang vermindert 
werden. Denn einmal entfällt ein hoher Prozentsatz auf Fortsetzungsmaßnahmen 
oder ist durch rechtliche oder internationale Verpflichtungen gebunden; zum 
anderen hat die staatliche Ausgabenpolitik auch im investiven Bereich eine Be- 
darfsdeckungsfunktion, die nicht in beliebigem Umfang eingeschränkt werden 
kann. Im Falle einer 1975 etwa notwendig werdenden expansiven Ausgaben- 
politik könnte über die nach dem Haushaltsentwurf 1975 vorgesehene Auftrags- 
vergabe hinaus durch vermehrte Vergabe von Aufträgen bei den Sachinvestitio- 
nen sowie durch höhere Finanzzusagen bei den Finanzierungshilfen eine zusätz- 
liche Binnennachfrage in Flöhe von gut 7 Mrd. DM durch Vorziehen von Maß- 
nahmen ausgelöst werden, die im geltenden Finanzplan vorgesehen sind. 

Die Finanzierung dieses Volumens würde beim Bund in den Jahren 1975 ff. zu 
kassenmäßigen Mehrausgaben von gut 4,5 Mrd. DM führen, wovon rd. 2,5 Mrd, 
DM in 1975 aufzubringen wären. Die restlichen 2 Mrd, DM würden zu knapp 
zwei Dritteln im Haushaltsjahr 1976 zu zahlen sein, während der Rest sich 
auf die Jahre ab 1977 mit jährlich sinkenden Beträgen verteilen würde. Die Mit- 
leistungen in Höhe von rd. 2,5 Mrd. DM würden in Höhe von knapp 2 Mrd. DM 
bei den Ländern anfallen, der Rest bei Dritten (Gemeinden und Private). 

Die Aufteilung der möglichen zusätzlichen Maßnahmen nach Aufgabenbereichen 
zeigt, daß sie im wesentlichen in den Bereichen Verkehr (Bundesfernstraßen, Bun- 
deswasserstraßen, kommunaler Straßenbau, öffentlicher Personennahverkehr ein- 
schließlich Deutsche Bundesbahn in Verdichtungsräumen), Wohnungsbau, Energie, 
Rohstoffversorgung und sonstige Wirtschaftsförderung, Bildungswesen (insbeson- 
dere Hochschulbau) und Forschungsförderung, Krankenhausbau sowie Landwirt- 
schaft liegen würden, wobei durch eine gezielte Auswahl der einzelnen Maßnah- 
men auch eine regionale Differenzierung zu erreichen wäre. — Eine Aufteilung 
nach Wirtschaftsbereichen ergibt, daß etwa die Hälfte auf den Hochbau (ein- 
schließlich Ausbau sowie Spezialbauten), ein weiteres Drittel auf den Straßenbau 
und sonstigen allgemeinen Tiefbau und der Rest insbesondere auf die Bereiche 
Maschinenbau, Fahrzeugbau sowie Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik ent- 
fallen würde. 

Der Bundesregierung steht mithin ein beachtliches Reservoir zusätzlicher Maß- 
nahmen zur Verfügung, mit denen einer zu starken Abschwächung der Nachfrage 
mit den sich daraus ergebenden nachteiligen Folgen für die Beschäftigungslage 
entgegengewirkt werden könnte. 


^) Bei den entsprechenden Ausgaben im militärischen Bereich beträgt das in 1975 
vorgesehene Auftragsvolumen über 13 Mrd. DM. 
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Tabelle 1 

Stand: 4724. Juli 1974 


Finanzpian 1974 bis 1978 
Gesamtübersicht 




— Finanzplan 

— 



Soll 

1974 

Haush.- 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in Milliarden DM — 


I. Ausgaben 






1. Gesamtausgaben 

141,6 2) 

154,0 

169,7 

184,6 

199,2 

2. Steigerungsraten in v. H 


8,7 

10,3 

8,7 

7,9 

II. Einnahmen 






1 . Steuereinnahmen 

129,4 2) 

134,1 

146,9 

160,6 

176,3 

2. Verwaltungseinnahmen 

3,8 

3,6 

3,6 

3,5 

3,5 

3. Entnahmen aus Rücklagen 

0,6 

— 

— 

— 

— 

4. Münzeinnahmen 

0,2 

0,6 

0,3 

0,3 

0,2 

5. Nettokreditaufnahme ®) 

7,6 

15,6 

19,0 

20,2 

19,2 

6. Gesamteinnahmen 

141,6 2) 

154,0 

169,7 

184,6 

199,2 


Differenzen durch Rundung 

2) Abweichungen gegenüber dem Haushaltsplan 1974 wegen methodischer Anpassung an die Neuregelung des Fa- 
milienlastenausgleichs ab 1975. Ein Teil der Mehrausgaben für das neue Kindergeld ersetzt die bisherige steuer- 
liche Entlastung durch die Kinderfreibeträge. Zu Vergleichszwecken müssen den Ausgaben und Einnahmen in 
1974 die Mindereinnahmen infolge der Kinderfreibeträge in Höhe von rd. 5,2 Mrd. DM hinzugerechnet werden. 

®) Nach der Einigung im Vermittlungsausschuß über das Einkommensteuerreformgesetz hat die Bundesregierung 
den Bundesminister der Finanzen am 24. Juli 1974 ermächtigt, die zusätzlichen finanziellen Auswirkungen des 
Steuerreformkompromisses in den Haushaltsentwurf 1975 und den Finanzplan bis 1978 einzuarbeiten (Verminde- 
rung der Steuereinnahmen, Erhöhung der Nettokreditaufnahme). 


Nachrichtlich: 

Eigene Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Gemeinsdiaften (EG), 
soweit sie die Anlagen E zum Bundeshaushalt berühren 



1974 

1975 

— in 

1 1976 1 

Milliarden DM ^ 

1977 

1978 

I. Eigene Einnahmen der EG 

3,2 

6,5 

7,2 

7,7 

8,1 

1. Anteil an den Zöllen 

2,6 

3,0 

2,9 

2,8 

2,9 

2. Agrarabschöpfungen (einschließlich Produk- 
tionsabgabe und Lagerkostenausgleich Zucker 
sowie Drittlands-Grenzausgleich und Beitritts- 
länder-Preisausgleich) 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

3. Anteil an der Mehrwertsteuer 

— 

3,0 

3,7 

4,4 

4,6 

IL EG-Marktordnungsausgaben und Ausgaben der 
EG für Nahrungsmittelhilfen 

2,3 

2,3 

2,3 

2,3 

2,3 


Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 2 
Stand: 4./24. Juli 1974 


Kreditfinanzierungsübersicht 




— Finanzplan 

— 



Soll 

1974 

Haush.- 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in Milliarden DM — 


1 . Bruttokreditaufnahme 






a) Anschlußfinanzierung 

5,4 

5,9 

8,5 

9,0 

12,7 

b) neu 

7,6 

15,6 

19,0 

20,2 

19,2 

insgesamt . . . 

13,0 

21,5 

27,5 

29,2 

31,9 

2. Tilgungen 






a) längerfristige Kredite 

4,1 

4,8 

5,8 

5,4 

7,2 

b) kürzerfristige Kredite 

1,3 

1,1 

2,7 

3,6 

5,5 

3. Nettokreditaufnahme 

7,6 

15,6 

19,0 

20,2 

19,2 
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Tabelle 3 
Stand: 4. Juli 1974 


Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf- 
gabengebiete entspricht nicht in allen Einzelheiten 
dem Funktionenplan zum Bundeshaushalt. Für die 
Zwecke des Finanzplans wurden die Aufgaben- 
bereiche teils in anderer Zuordnung (z. B. wird die 
Deutsche Bundesbahn nicht den Wirtschaftsunter- 
nehmen, sondern dem Verkehrsbereich zugeordnet), 
teils in tieferer Aufgliederung (z. B. „Leistungen des 
Bundes für Berlin") sowie in anderer Reihenfolge 
(z. B. trägt die Hauptfunktion „Soziale Sicherung" 


im Funktionenplan die Ziffer 2) dargestellt, um 
das Zahlenmaterial zum Finanzplan aussagefähiger 
und transparenter zu machen. 

Beim Vergleich der Ausgabenplafonds der Einzel- 
pläne mit gleichlautenden Textziffern (Tz.) der Ta- 
belle 3 ist zu berücksichtigen, daß ein Teil der in 
den Einzelplänen veranschlagten Mittel bei einer 
funktionalen Aufgliederung der Ausgaben anderen 
Aufgabenbereichen zuzuordnen ist. 




— 

Finanzplan 

— 



Soll 

1974 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in 

Millionen DM — 


1.01 Rentenversicherungen der Arbeiter und An- 
gestellten, Knappsdiaftliche Rentenversiche- 
rung 

Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten; Bun- 
deszuschuß zur Deckung des Defizits der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

16 591,0 

16 877,6 

21 760 

24 120 

26 615 

1 .02 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Altershilfe für Landwirte; Landabgaberente; 
Alterssicherung bei Landabgabe; Bundeszu- 
schüsse zur Krankenversicherung der Land- 
wirte; Freiwillige Leistungen des Bundes zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung; Zu- 
schüsse zur Zusatzaltersversorgung von ehe- 
maligen land- und forstwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmern. 

2 336,0 

2 488,5 

2 650 

2 900 

3 170 

1.03 Kindergeld 

Die Kindergeldsätze betragen nach der Re- 
form des Familienlastenausgleichs ab 1. Ja- 
nuar 1975 50 DM für das erste, 70 DM für das 
zweite und 120 DM für das dritte und jedes 
weitere Kind 

3 200 

+ 

rd. 

5 200 1) 

12 876,0 

14 440 

15 660 

15 660 

1.04 Wohngeld 

Das Wohngeld wird von den Ländern gezahlt; 
die Aufwendungen hierfür werden ihnen vom 
Bund zur Hälfte erstattet. 

710,0 

730,0 

730 

730 

730 


^) Ein Teil der Mehrausgaben für das neue Kindergeld ab 1975 ersetzt die bisherige steuerliche Entlastung durch die 
Kinderfreibeträge. Zu Vergleichszwecken müssen den Ausgaben in 1974 die Mindereinnahmen infolge der Kinder- 
freibeträge in Höhe von rd. 5,2 Mrd. DM hinzugerechnet werden. 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Soll 

1974 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1975 


1976 


1977 


• — in Millionen DM — 


1978 


1 .05 Kriegsopferversorgung, Kriegsopferfürsorge 

Kriegsopferrenten und sonstige Geldleistun- 
gen (z. B. Pflegezulage, Blindenzulage) auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
und der Gesetze, die das BVG für anwendbar 
erklären (z. B. Soldatenversorgungsgesetz, 
Häftlingshilfegesetz, Unterhaltsbeihilfege- 
setz). 

Kriegsopferfürsorge (Berufsfürsorge, Erzie- 
hungsbeihilfen, ergänzende Hilfen zum Le- 
bensunterhalt, Erholungsfürsorge, Wohnungs- 
fürsorge und sonstige Hilfen) sowie Heil- und 
Krankenbehandlung. 


9 964,8 


11 081p0 


12 120 


13 115 


14 180 


1.06 Wiedergutmachung und Rückerstattung 

Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts: Der Bund trägt 50 v. H. (in Berlin 
60 V. H.) der von den Ländern zu leisten- 
den Entschädigungsaufwendungen. Außerdem 
zahlt er Entschädigungen für Menschenver- 
suchsopfer und Nationalitätsgeschädigte und 
erbringt Leistungen zur Milderung von Här- 
ten. 

Rückerstattung: Gesetzliche Verpflichtung 
des Bundes zur Rückerstattung oder zum 
Schadenersatz für feststellbare Vermögens- 
gegenstände, die Verfolgten des NS-Regimes 
während der Gewaltherrschaft entzogen wor- 
den sind. 


1 441,7 


1 427,4 


1 420 1 465 1 475 


1.07 Sparprämien und Wohnungsbauprämien 

Die Aufwendungen für die Sparprämien trägt 
der Bund, die Aufwendungen für die Woh- 
nungsbauprämien tragen Bund und Länder je 
zur Hälfte. 

Im Rahmen der Steuerreform wird bei der 
Sparförderung eine Einkommensgrenze von 
24 000 DM für Ledige und von 48 000 DM für 
Verheiratete eingeführt. Für jedes Kind unter 
18 Jahren erhöht sich die Einkommensgrenze 
um 1 800 DM. 


2 457,5 


3 687,5 


3 690 4 430 4 340 


1.08 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 


2 377,4 


2 320,3 


Förderung der Jugendhilfe und der Freien 
Wohlfahrtspflege, Maßnahmen für Behinderte 
und die ältere Generation, Zuschüsse zur ge- 
setzlichen Unfallversicherung, Mutterschutz, 
Arbeitsmarktpolitik, Arbeitsschutz, Lasten- 
ausgleich, soziale Kriegsfolgelasten u. a. m. 


2 370 2 475 2 465 
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noch Ausgabebedarf nadi Aufgabenbereichen 




— 

Finanzplan 

— 



Soll 

1974 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in Millionen DM — 


2.01 Verteidigung 

Ausgaben für Personal; Unterhaltssicherung; 
Anlagen; Beschaffung; Materialerhaltung; 
Betriebskosten; Entwicklung, Erprobung und 
Wehrforschung; Bundeswehrverwaltung so- 
wie Zivilpersonal bei den Kommandobehör- 
den und Truppen. 

29 347,3 

31 270,0 

32 840 

34 480 

36 200 

2.02 Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte im 
Bundesgebiet und in Berlin 

Verteidigungsfolgekosten, die in unmittelba- 
rem Zusammenhang mit dem Aufenthalt aus- 
ländischer 'Streitkräfte im Bundesgebiet ent- 
stehen. 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben so- 
wie Besatzungsfolgekosten für die in Berlin 
stationierten ausländischen Streitkräfte. 

876,6 

934,6 

935 

935 

935 

2.03 Zivile Verteidigung 

Aufwendungen für die zivile Verteidigung 
auf der Grundlage der Zivilschutz- und Not- 
standsgesetze (Warn- und Alarmdienst, Ka- 
tastrophenschutz, Schutzraumbau, Maßnah- 
men zur Sicherstellung der Wasser- und Ener- 
gieversorgung sowie des Verkehrs- und 
Nachrichtenwesens u. a.m.) 

579,8 

558,1 

570 

580 

610 

3.01 Gemeinsdiaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

Vorplanung, Flurbereinigung, Einzel'betrieb- 
liche Maßnahmen und ländliche Siedlung, Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen im Erzeugungs- 
bereich, Verbesserung der Marktstruktur, 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, Küstenschutz, EG-Bergbauern- 
programm (Investitionen). 

1 250,0 

1 350,0 

1 350 

1 350 

1350 

3.02 Sonstige Maßnahmen im Bereich der Land- 
wirtschaft 

Gasölverbilligung, Verwaltungskosten der 
Einfuhr- und Vorratsstellen sowie Zuschüsse 
zu den Kosten der Bevorratung, Frachthilfe 
für Getreide, Absatzförderung und Aufklä- 
rung, Förderung der Hochsee- und Küsten- 
fischerei, Fischereischutz, EG-Bergbauernpro- 
gramm (Ausgleichszulage), Abwicklung alter 
Verpflichtungen, u. a. des Rückvergütungs- 
verfahrens des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds. 

1 633,5 

1 610,9 

1530 

1 585 

1585 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Soll 

1974 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1975 


1976 


1977 


— in Millionen DM — 


1978 


4.01 Regionale Förderungsmaßnahmen 

Insbesondere Maßnahmen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur", Abwicklung 
der bisherigen Regionalprogramme, Förde- 
rungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet, Ein- 
maliges Sonderstrukturprogramm 1974 (Mit- 
tel für Infrastrukturmaßnahmen von Gemein- 
den, Gemeindeverbänden und Zweckverbän- 
den: 300 Millionen DM). 


781,8 


483,3 


475 470 440 


4.02 Energiebereich 


2 068,8 


2 387,3 


Maßnahmen zur Sicherung der deutschen 
Energieversorgung, Rohölbevorratung, Koh- 
lehilfen, Reaktorentwicklung und -Sicherheit, 
Sicherung der Uranversorgung und sonstige 
Maßnahmen im Bereich der Kerntechnik. 


4.03 Sonstige Maßnahmen zur Wirtschafts- 
förderung 

Insbesondere Finanzhilfen zur Entwicklung 
und zum Bau moderner Zivilflugzeuge; Zu- 
schüsse an Werften zur Förderung des Schiffs- 
exports; Inanspruchnahme aus Bürgschaften, 
die der Bund für Ausfuhraufträge und für 
private Entwicklungshilfe der deutschen 
Wirtschaft übernommen hat; Sicherung der 
Versorgung mit mineralischen Rohstoffen. 


746,3 


767,7 


2 040 2 150 2 185 


810 885 910 


5.01 Bundesautobahnen und Bundesstraßen, Ver- 
besserung der Verkehrs Verhältnisse in den 
Gemeinden 


8 190,7 


8 175,0 


8 320 8 590 8 860 


Aus- und Neubau, Unterhaltung und Instand- 
setzung der Bundesfernstraßen; Zuschüsse 
und Darlehen an fremde Baulastträger für 
den Ausbau von Ortsdurchfahrten und Zu- 
bringerstraßen; Kommunaler Straßenbau; 
Verkehrswege des öffentlichen Personennah- 
verkehrs (Straßenbahnen, Hoch- und Unter- 
grundbahnen usw.) einschließlich der Deut- 
schen Bundesbahn in Verdichtungsräumen; 
Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl 
im öffentlichen Personennahverkehr u. a. m. 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereidien 


Soll 

1974 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1975 


1976 


1977 


— in Millionen DM — 


1978 


5.02 Deutsche Bundesbahn 


9 165,0 


9 023,6 


Zuweisungen an die Deutsche Bundesbahn 
einschließlich Zuschüsse zum Ausgleich be- 
triebsfremder Lasten und strukturell beding- 
ter überhöhter Versorgungslasten, Investi- 
tionszuschüsse zur Kapitalaufstockung und 
für Neubaustrecken, Kapitaldienst für Bun- 
desbahnanleihen, Betriebsbeihilfe zur Ver- 
billigung von Gasöl beim Betrieb schienen- 
gebundener Fahrzeuge. 


9 185 9 860 10 370 


5.03 Wasserstraßen und Häfen, Förderung der 
Schiffahrt 


1 312,2 


1 441,7 


1 520 1 575 1 690 


Aus-, Neubau und Unterhaltung der Was- 
serstraßen, Neubauhilfen für Handelsschiffe. 


5.04 Luftfahrt 


592,5 


609,0 


Darlehen, Investitionszuschüsse und Beteili- 
gungen an Flughafengesellschaften zur För- 
derung des Ausbaus von Flughäfen; Beteili- 
gung am Grundkapital der Deutschen Luft- 
hansa AG; Flugsicherung; Förderung des 
Luftreiseverkehrs mit Berlin. 


695 710 735 


5.05 Sonstige Maßnahmen im Bereich des Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesens 


736,6 


812,2 


Bundesanstalt für Straßenwesen; Kraftfahrt- 
bundesamt; Errichtung einer Versuchsanlage 
für Verkehrstechniken (Hochleistungsschnell- 
bahn); Wetterdienst; Deutsche Welle und 
Deutschlandfunk; Jahrespauschale an die 
DDR zur Abgeltung von Gebühren im Tran- 
sitverkehr nach Berlin; Erstattungen im Rei- 
severkehr mit der DDR. 


850 850 850 


6.01 Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und Neubau 
von Hochschulen" 


2 000,0 


1 400,0 


1 400 1 500 1 550 


6.02 Globale Minderausgabe für den Bereich „Bil- 
dung und Wissenschaft" 


— 315,0 


Die globale Minder ausgabe im Einzelplan 31 
— Bildung und Wissenschaft — wird bei der 
Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und Neubau 
von Hochschulen" erbracht werden. 
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Drucksache 7/2503 


noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Soll 

1974 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1975 


1976 


1977 


— in Millionen DM — 


1978 


6.03 Ausbildungsförderung, Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses 

Ausbildungsbeihilfen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (die Leistungen wer- 
den zu 65 V. H. vom Bund getragen) ; Promo- 
tions- und Graduiertenförderung u. a. m. 


1 532,1 


2 220,6 


2 365 2 600 3 000 


6.04 Berufliche Bildung 

Versuchs- und Modelleinrichtungen, Förde- 
rung überbetrieblicher beruflicher Ausbil- 
dungsstätten, Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung. 


72,8 


140,7 


6.05 Sonstiges im Bereich des Bildungswesens, 
kulturelle Angelegenheiten 

Insbesondere Versuchs- und Modelleinrich- 
tungen sowie Forschung im Bereich des Bil- 
dungswesens; Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Weiterbildung; Modellversuche im ter- 
tiären Bereich; Fernstudium; Sonderfor- 
schungsbereiche an den Hochschulen; Studen- 
tenwohnraumförderung; politische Bildung; 
kulturelle Maßnahmen. 


465,1 


529,0 


155 175 210 


575 630 670 


6.06 Forschung außerhalb der Hochschulen 

Kernforschung; Weltraumforschung; Daten- 
verarbeitung; technologische Forschung und 
Entwicklung; Forschung in den Bereichen 
Energie, Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft, 
Gesundheit, Bauwesen, Raum- und Städte- 
planung u. a. m. 


3 902,2 


4 173,6 


4 590 5 015 5 510 


7.01 Gesundheitswesen, Sport und Erholung, Um- 
weltschutz 


1 433,2 


1 457,3 


Krankenhausfinanzierung, gesundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung, Maßnahmen 
gegen den Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauch, Förderung überregionaler Einrich- 
tungen der medizinischen Prävention und 
Rehabilitation, Beitrag zur Weltgesund- 
heitsorganisation u. a. m. 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports, Bundesinistitut für Sportwissen- 
schaft, Spitzenfinanzierung des Baues von 
Turn- und Sportstätten. 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auf 
den Gebieten der Reinhaltung der Luft, der 
Lärmbekämpfung, der Wasser- und Abfall- 
wirtschaft; Maßnahmen zur Rhein- und Boden- 
seesanierung; Umweltbundesamt. 


1 550 1 615 1 780 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 




— 

Finanzplan 

— 



Soli 

1974 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in 

Millionen DM — 


7.02 Innere Sicherheit, Rechtsschutz 

Bundesgrenzschutz, Bundeskriminalamt, Be- 
schaffungen für die Bereitschaftspolizeien der 
Länder, Bundesverfassungsgericht, oberste 
Gerichtshöfe des Bundes. 

871,3 

971,5 

965 

990 

1 035 

7.03 Wohnungsbau, Städtebau 

Langfristiges Wohnungsbauprogramm, son- 
stiger sozialer Wohnungsbau, Flüchtlings- 
wohnungsbau, Wohnungsfürsorge für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes einschließ- 
lich Bundeswehr u. a. m. 

Darlehen und Zuschüsse für städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben; Stu- 
dien- und Modellvorhaben für die Sanierung, 
Erneuerung und Entwicklung von Städten und 
Dörfern. 

1 723,3 

1 653,6 

1 725 

1 830 

1 880 

7.04 Entwicklungshilfe 

2 951,4 

3 210,9 

3 705 

4 400 

5 235 

7.05 Sonstige Bereiche 

darunter 

25 395,9 

27 281,0 

32 410 

36 890 

42 975 

Leistungen des Bundes für Berlin 

5 320,0 

5 880,0 

6 350 

6 890 

7 475 

Schuldendienst 

4 432,0 

5 460,5 

6 845 

8 505 

10 560 

Versorgung 

6 495,3 

6 766,1 

6 940 

7 060 

7 180 

Globale Mehr-/ Minderausgabe 

-500,0 

— 

1 090 

1 805 

2 875 
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Tabelle 4 
Stand: 4. Juli 1974 


Ausgabebedarf nach Ausgabearten 


Ausgabearten 

1974 

1 1975 

1 1976 1 

1977 1 

1978 


— 

in Mrd. DM i) 

— 


I. Laufende Rechnung 






1 . Personalausgaben 

24,17 

26,45 

28,8 

31,1 

33,7 

1 1 Aktivitätsbezüge 

18,59 

20,03 

21,7 

23,4 

25,4 

12 Versorgung 

5,58 

6,42 

7,0 

7,6 

8,3 

2. Laufender Sachaufwand 

20,79 

22,56 

23,9 

25,0 

26,4 

21 Unterhaltung des unbeweglichen Ver- 
mögens 

1,13 

1,28 

1,4 

1,5 

1,5 

22 Militäriische Beschaffungen, Anlagen usw. 

11,29 

11,61 

12,1 

12,2 

12,3 

23 Sonstiger laufender Sachaufwand 

8,38 

9,68 

10,4 

11,4 

12,5 

3. Zinsausgaben 

4,04 

4,99 

6,4 

8,0 

9,9 

31 An Sozialversicherung 

0,28 

0,29 

0,3 

0,3 

0,2 

32 An Sonstige 

3,76 

4,70 

6,1 

7,7 

9,7 

4. Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

62,44 

73,27 

82,6 

89-8 

95,9 

41 An Verwaltungen 

14,03 

15,59 

16,7 

18,2 

19,9 

Länder 

12,05 

13,47 

14,4 

15,7 

17,2 

Gemeinden 

1,61 

1,74 

1,9 

2,2 

2,4 

LAF 

0,35 

0,35 

0,3 

0,3 

0,3 

ERP 

0,02 

0,01 

0,02 

0,01 




Zwedcverbände 




42 An andere Bereiche 

48,41 

57,68 

65,9 

71,6 

76,0 

an Unternehmen 

10,37 

9,41 

9,8 

10,3 

10,7 

an öffentliche Unternehmen, soweit nicht 
durch den laufenden Betrieb bedingt .... 

1,73 

1,96 

2,1 

2,3 

2,3 

Renten, Unterstützungen u. ä 

11,88 

22,54 

25,0 

27,0 

27,7 

Sozialversicherung 

19,21 

20,14 

25,3 

28,2 

31,0 

an private Institutionen ohne Erwerbs- 
charakter 

0,43 

0,48 

0,5 

0,5 

0,5 

an Ausland 

4,79 

3,15 

3,2 

3,4 

3,7 

Ausgaben der laufenden Rechnung 

111,44 

127,27 

141,6 

153,9 

165,8 


Differenzen durch Rundung 


31 




Drucksache 7/2503 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Tabelle 4 


noch Ausgabebedarf nach Ausgabearten 


Ausgabearten 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

CD 

1978 


— in 

Mrd. DMi 

- 


11. Kapitalrechnung 






1 . Sachinvestitionen 

7,10 

7,55 

7.5 

7,8 

8,0 

11 Baumaßnahmen 

5,64 

5,78 

6,0 

6,2 

6,4 

12 Erwerb von beweglichen Sachen 

0,76 

1,07 

0,9 

1,0 

0,9 

13 Grunderwerb 

0,70 

0,70 

0,7 

0,7 

0,7 

2. Vermöge ns Übertragungen 

14,12 

14,42 

14,7 

15,7 

16,7 

21 Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 






tionen 

12,04 

11,19 

11,2 

11,5 

11,6 

211 An Verwaltungen 

8,63 

8,12 

7,8 

7,9 

7,9 

Länder 

7,95 2) 

7,72 

7,4 

7,5 

7,5 

Gemeinden 

0,63 

0,40 

0,4 

0,4 

0,4 

Zweckverbände 

0,05 

— • 

— 

— 

— 

212 An andere Bereiche 

3,41 

3,07 

3,4 

3,5 

3,7 

Inland 

3,17 

2,76 

3.0 

3,0 

3,1 

Ausland 

0,24 

0,31 

0,4 

0,6 

0,7 

22 Sonstige Vermögensübertragungen 

2,08 

3,23 

3,5 

4,3 

5,0 

221 An Verwaltungen (Länder) 

0,21 

0,22 

0,2 

0,2 

0,2 

222 An andere Bereiche 

1,87 

3,02 

3,3 

4,1 

4,8 

Unternöhmen — Inland — 

0,60 

0,73 

0,5 

0,6 

1,4 

Sonstige — Inland — 

1,27 

2,27 

2,7 

3,5 

3,4 

Ausland 

— 

0,02 

— 

— 

— 

3. Darlehensgewährung, Erweich von Beteili- 






gungen 

4,18 

4,65 

4.7 

5,2 

5,7 

31 Darlehensgewährung 

3,58 

3,81 

3,9 

4,3 

4,7 

311 An Verwaltungen 

1,15 

1,12 

1,2 

1,2 

1,3 

Länder 

1,13 

1,11 

1,2 

1,2 

1,3 

Gemeinden 

0,01 

0,02 

, 



Zweckverbände 

— 

— 

— 

— 

— 

312 An andere Bereiche 

2,43 

2,69 

2,7 

3,1 

3,4 

Inland 

1,11 

1,42 

1,3 

1,3 

1,2 

Ausland 

1,33 

1,27 

1,5 

1,8 

2,2 

32 Erwerb von Beteiligungen, Kapitalein- 






lagen 

0,60 

0,84 

0,8 

0,9 

1,0 

Inland 

0,13 

0,28 

0,2 

0,2 

0,1 

Ausland 

0,47 

0,56 

0,7 

0,7 

0,9 

4. Inanspruchnahme aus Gewährleistungen .... 

0,05 

0,05 

0,1 

0,1 

0,1 

Summe Ausgaben der Kapitalrechnung 

1 25,45 

26,68 

27,0 

28,9 

30,5 

III. Globalansätze 

1 -0,50 

— 

1,1 

1,8 

2,9 

IV. Summe Ausgaben I bis III 

1 136,39 

153,95 

169,7 

184,6 

199,2 

j V. Methodisdier Umrechnungsposten in 1974 .... 

1 rd. 5,20 

— 

— 


— 

VI. Ausgaben zusammen 

1 

1 141,59 

153,95 

169,7 

184,6 

199,2 


Differenzen durch Rundung 

2) Nach Abzug der im Epl. 31 veranschlagten globalen Minderausgabe von 315 Millionen DM 

*) Ein Teil der Mehrausgaben für das neue Kindergeld ersetzt die bisherige steuerliche Entlastung durch die Kinder- 
freibeträge. Zu Vergleichszwecken müssen den Ausgaben in 1974 die Mindereinnahmen infolge der Kinderfrei- 
beträge in Höhe von rd. 5,2 Mrd. DM hinzugerechnet werden. 
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Tabelle 5 
Stand: 4. Juli 1974 


Die Investitionsausgaben des Bundes 

— aufgeteilt nach Ausgabearten — 


Kenn- 

Ausgabeart 

Soll 

1974 

Entwurf 1975 

1976 

1977 

1978 

Ziffer 

Mrd. 
DM 2) 

V. H. 

Mrd. 
DM 2) 

V. H. 

Mrd. 
DM 2) 

V, H. 

Mrd. 
DM 2) 

V. H. 

Mrd. 
DM 2) 

V. H. 

7 

1 . Sachinvestitionen 

davon: 

— Baumaßenahmen . 

5,64 

79,4 

5,78 

76,6 

6,0 

79,5 

6,2 

78,5 

6,4 

80,4 


davon: 

— Hochbau 

(0,68) 

(9,6) 

(0,73) 

(9,6) 

(0,9) 

(12,3) 

(1-0) 

(12,3) 

(1.0) 

(12,9) 


— - Tiefbau 

(4,96) 

(69,8) 

(5,06) 

(66,9) 

(5,0) 

(67,1) 

(5,2) 

(66,2) 

(5.4) 

(67,5) 

81 

— Erwerb von be- 
weglichen Sachen . 

0,76 

10,7 

1,07 

14,1 

0,9 

11,6 

1.0 

12,9 

0,9 

10,9 

82 

— Erwerb von unbe- 
weglichen Sachen . 

0,70 

9,9 

0,70 

9,3 

0,7 

8,9 

0,7 

8,6 

0,7 

3,7 


Summe 1 

7,10 

100,0 

7,55 

100,0 

7,5 

100,0 

7,8 

100,0 

8,0 

100,0 

85 

2.1. Finanzierungshilfen 
an öffentlichen Be- 
reich 

davon: 

— Darlehen 

1,15 

11,3 

1,12 

12,2 

1,2 

13,0 

1,2 

13,6 

1,3 

14,1 

88 

— Zuweisungen .... 

8,63 

88,7 

8,12 

87,8 

7,8 

87,0 

7,9 

86,4 

7,9 

85,9 


Summe 2.1 

9,78 

100,0 

9,24 

100,0 

9,0 

100,0 

9,2 

100,0 

9,2 

100,0 

86 

2.2. Finanzierungshilfen 
an sonstige Bereiche 

davon: 

— Darlehen 

2,43 

37,4 

2,69 

40,0 

2,7 

38,8 

3,1 

40,3 

3,4 

41,0 

89 

— Zuschüsse 

3,41 

52,5 

3,07 

46,2 

3,4 

48,6 

3,5 

46,6 

3,7 

45,2 

83 

— Beteiligungen .... 

0,60 

9,3 

0,84 

12,7 

0,8 

11,9 

0,9 

11,8 

1,0 

12,6 

87 

— Inanspruchnahme 
aus Gewähr- 
leistungen 

0,05 

0,8 

0,05 

0,7 

0,1 

0,7 

0,1 

h3 

0,1 

1,2 


Summe 2.2 

6,49 

100,0 

6,65 

100,0 

7,1 

100,0 

7,6 

100,0 

8,3 

100,0 


Summe 2 

16,27 

— 

15,89 

— 

16,0 

— 

16,8 

— 

17,5 

— 


Summe 1. und 2 

23,37 

— 

23,45 

>— 

23,5 

— 

24,6 

— 

25,5 

— 


Außerdem kommen die Ausgaben für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung und -entwick- 
lung sowie militärische Anlagen (OGr. 55) überwiegend der Investitionsgüterindustrie (einschließlich Baugewerbe) 
zugute. Sie betragen 

1974 1975 1976 1977 1978 

— in Mrd. DM — 

11,29 11,61 12,1 12,2 12,3 

2) Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 6 
Stand: 4. Juli 1974 


Die Sadiinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen in Anlehnung an Tabelle 3 — 


'' 


— 

- Finanzplan - 

- 


Aufgabenbereich 

Soll 

1974 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in Millionen DM — 


Verteidigung, einschl. Verteidigungs- 






lasten und zivile Verteidigung 

688,4 

667,7 

667 

660 

667 

Wirtschaftsförderung einschl. Energie- 






bereich 

152,4 

473,7 

266 

380 

204 

darunter 

— Energiebereich 

149,0 

471,0 

263 

377 

200 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen .... 

5 559,6 

5 722,0 

5 736 

5 947 

6 166 

darunter 

— Bundesautobahnen und Bundes- 
straßen 

4 730,3 

4 830,7 

4 782 

4 970 

5 166 

— Wasserstraßen und Häfen 

606,8 

624,5 

639 

661 

690 

— Luftfahrt 

114,8 

122,6 

143 

153 

162 

Bildung, Wissenschaft, Forschung und 






kulturelle Angelegenheiten 

99,4 

105,3 

129 

166 

216 

darunter 

— Forschung außerhalb der Hochschu- 
len 

98,1 

103,8 

128 

166 

216 

Innere Sicherheit und Rechtsschutz . . 

210,9 

198,8 

178 

182 

198 

Sonstige Bereiche 

392,8 

387,3 

521 

515 

537 


1) Ohne Ausgaben für militärische Beschaffungen, Material erhaltung, Wehrforschung und -entwicklung sowie militäri- 
sche Anlagen (OGr. 55). 
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Tabelle 7 
Stand: 4, Juli 1974 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Investitionsvorhaben Dritter 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen in Anlehnung an Tabelle 3 — 




- 

- Finanzplan - 

— 


Aufgabenbereich 

Soll 

1974 

Entwurf 

1975 

1976 

1977 

1978 



— in Millionen DM — 


Soziale Sicherung usw 

darunter 

1 766,5 

1 928,1 

1 485 

1 414 

1 330 

— Wohnungshauprämien 

1 607,5 

1 787,5 

1 352 

1 277 

1 187 

Verteidigung einschließlich Verteidi- 






gungslasten und Zivile Verteidigung 

320,5 

318,4 

298 

299 

304 

Landwirtschaft 

1 316,3 

1 323,4 

1 286 

1 283 

1278 

Wirtschaftsförderung einschl. Energie- 






bereich 

darunter 

1 621,1 

1 508,8 

1 432 

1 376 

1 396 

— Regionale Förderungsmaßnahmen . . 

703,6 

409,4 

411 

412 

393 

— Energiebereich 

588,5 

828,4 

751 

737 

700 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen (ein- 






schließlich Verkehrsunternehmen) .... 

darunter 

— Verbesserung der Verkehrs Verhält- 
nisse in den Gemeinden, Bundes- 
autobahnen und Bundesstraßen 
(Ortsdurchfahrten und Zubringer- 

3 520,0 

3 379,2 

3 666 

3 774 

3 925 

straßen) 

2 469,3 

2 254,7 

2 365 

2 393 

2 444 

— Deutsche Bundesbahn 

— Wasserstraßen und Häfen, Förde- 

550,0 

560,0 

630 

700 

720 

rung der Schiffahrt 

145,4 

191,7 

255 

262 

330 

— Luftfahrt 

184,2 

170,4 

214 

214 

215 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, kul- 






turelle Angelegenheiten ^) 

darunter 

2 948,7 
— 315,0 

2 206,6 

2 234 

2 395 

2 503 

— Hochschulbau ^) 

— Forschung außerhalb der Hochschu- 

2 000,0 
— 315,0 

1 400,0 

1 400 

1 500 

1 550 

len 

794,4 

595,9 

596 

620 

651 

Gesundheit, Sport und Erholung, Um- 






weltschutz 

1 086,1 

1 125,9 

1 184 

1 207 

1 252 

Wohnungsbau, Städtebau 

1 465,4 

1 357,3 

1 385 

1 418 

1 392 

Entwicklungshilfe 

1 996,4 

2 140,0 

2 525 

3 087 

3 732 

Sonstige Bereiche 

571,8 

605,0 

542 

502 

355 


1) Die im Einzelplan 31 — • Bildung und Wissenschaft — 1974 ausgebradite globale Minderausgabe von 315 Millio- 
nen DM wird beim Hodischulbau erbracht werden. 
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Tabelle 8 
Stand: 4. Juli 1974 


Die Investitionsausgaben des Bundes 

— aufgeteilt nach Wirtschaftsbereichen — 


Wirtschaftsbereich 

Sach- 

investitionen 

Finanzierungs- 

hilfen 

Investitionen 

insgesamt 

— vH-Anteil im Durchschnitt der Jahre 

1975 bis 1978 — 

Hochbau (einschließlich Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 
sowie Spezialbauten) 

12,2 

37,8 

29,8 

Straßenbau und sonstiger allgemeiner Tiefbau 

66,8 

21,9 

35,7 

Maschinenbau 

0,9 

1,0 

1,0 

Fahrzeugbau (Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugbau) , . 

2,2 

2,1 

2,2 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik 

3,1 

6,2 

5,1 

Sonstige inländische Wirtschaftsbereiche (einschließlich 
Grunderwerb) 

12,4 

21,1 

18,2 

Ausländische Wirtschaftsbereiche 

2,4 

9,9 

8,0 

insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 


Die entsprechenden Ausgaben im militärischen Bereich entfallen zu knapp einem Drittel auf den Fahrzeugbau und 
zu etwa einem Fünftel auf den Bereich Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Jeweils gut 10 v. H. kommen dem 
Maschinenbau und der Bauwirtschaft (überwiegend Tiefbau) zugute. Der Rest entfällt auf sonstige Wirtschaftsbe- 
reiche und Beschaffungen im Ausland. 


36 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2503 


Anhang 


Projektion der mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1978 


Die zukünftige Wirtschaftsentwicklung in der Bun- 
desrepublik ist dadurch gekennzeichnet, daß in ab- 
sehbarer Zeit allgemein mit einer Konjunkturbele- 
bung gerechnet wird. Der Beginn dieses Auf- 
schwungs ist mit ungewöhnlichen, zu einem großen 
Teil auch auf außenwirtschaftliche Einflüsse zurück- 
zuführende, Kosten- und Preisauftriebstendenzen 
vorbelastet; hinzu kommen noch erhebliche Unsi- 
cherheiten Über die zukünftige internationale Wirt- 
schaftsentwicklung. Diese Besonderheiten der Aus- 
gangslage können bei der Fortschreibung der mittel- 
fristigen Projektion nicht unberücksichtigt bleiben; 
aus ihr ergeben sich sowohl Konsequenzen für das 
als wirtschaftspolitisch realisierbar anzusehende Op- 
timum der mittelfristigen Zielkombination als auch 
für das als vorrangig anzusehende wirtschaftspoliti- 
sche Ziel. Dabei wird allgemein die unbefriedigende 
Preisentwicklung als das wirtschaftspolitisch drän- 
gendste Problem empfunden. 

Wenn eine übermäßige Gefährdung der übrigen 
gesamtwirtschaftlichen Ziele vermieden werden soll, 
dann muß zunächst versucht werden, bei der Preis- 
entwicklung eine Tendenz wende herbeizuführen, 
um danach schrittweise dem Ziel der Preisstabilität 
näherzukommen. Eine Wirtschaftspolitik, die allein 
und möglichst schnell auf die Rückgewinnung der 
Preisstabilität ausgerichtet wäre, würde sowohl 
beim Wirtschaftswachstum als auch beim Beschäfti- 
gungsstand Fehlentwicklungen auslösen. 

Aus diesen Gründen wird bis zum Jahre 1978 eine 
jahresdurchschnittliche Erhöhung des t^reisindex des 
Bruttosozialprodukts als unvermeidbar angesehen, 
die deutlich über jener der 60er Jahre liegt. Hinter 
dieser Durchschnittsrate für die fünf Projektions- 
jahre würde aber eine deutliche Reduzierung der 
Preissteigerungsraten in der zweiten Hälfte des Pro- 
jektionszeitraumes stehen. Eine derartige Entwick- 
lung würde die Beibehaltung eines — mittelfristig 
gesehen — relativ restriktiven Kurses der Wirt- 
schaftspolitik erfordern. Damit ließen sich zwar 
wahrscheinlich auch Rückwirkungen auf das Wirt- 
schaftswachstum und die Beschäftigung nicht ganz 
vermeiden, sie hielten sich jedoch in vertretbaren 
Grenzen, 

Gewisse Abstriche von bisherigen Vorstellungen 
müssen aus heutiger Sicht beim Ansatz für das mit- 
telfristig angemessene wirtschaftliche Wachstum ge- 
macht werden, was ebenfalls nicht ohne Einfluß auf 
den Beschäftigungsgrad bleiben wird. Neben den 
Auswirkungen der wirtschaftspolitischen Anstren- 
gungen zur Dämpfung des Preisauftriebs ist dies 
durch zunehmende Umweltschutzinvestitionen, die 
enorme Verteuerung, eventuell auch Verknappung 
von Mineralölprodukten u. ä. bedingt. Gleichwohl 
dürfte der Beschäftigungsgrad aber der Forderung 


nach einem „hohen Stand der Beschäftigung" mittel- 
fristig durchaus noch entsprechen, weil eine gewisse 
Entspannung auf dem Arbeitsmarkt wegen des An- 
werbungsstopps ausländischer Arbeitskräfte aus 
Staaten, die nicht den Europäischen Gemeinschaften 
angehören, nicht gleichbedeutend mit einer zuneh- 
menden Unterbeschäftigung der einheimischen Ar- 
beitskräfte sein muß. Neben den genannten Fakto- 
ren wird das zukünftige Wirtschaftswachstum bis 
zum Jahre 1978 auch von der Dynamik und Länge 
des erwarteten Aufschwungs bestimmt. Der mittel- 
fristig angestrebten Zunahme des realen Sozialpro- 
dukts liegt die Annahme zugrunde, daß die wirt- 
schaftliche Aktivität nach 1974 relativ lebhaft sein 
wird. 

Durch die übermäßige Verteuerung des Erdöls und 
anderer Rohstoffe ergibt sich für die Jahre 1973 und 
1974 eine erhebliche Verschlechterung der „terms of 
trade". Die unterschiedliche Entwicklung zwischen 
Import- und Exoprtpreisen, die sich, wenn auch ge- 
mäßigt, mittelfristig fortsetzen könnte, bedeutet bei 
unverändertem Anteil des nominalen Außenbeitrags 
am Bruttosozialprodukt einen erheblich höheren An- 
satz in konstanten Preisen. Vom zukünftigen realen 
Wirtschaftswachstum muß deshalb ein größerer Teil 
an das Ausland abgezweigt werden, so daß die 
reale Inlandsverwendung entsprechend begrenzt 
wird. 

Unter Berücksichtigung der Augangslage und der 
anderen genannten Faktoren strebt die Bundes- 
regierung für die Jahre 1974/78 folgende Ziele an 
bzw. hält folgende Entwicklungen für unvermeidbar: 

Hoher Stand der Beschäftigung: Eine Begrenzung 
der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote 
(Anteil der Arbeitslosen an der Zahl der abhän- 
gigen Erwerbspersonen) auf 1 v. H. bis IV 2 v. H. 

Unvermeidbarer Preisanstieg: Eine Tendenzwende 
und anschließend schrittweise Reduzierung der 
derzeitigen Preissteigerungsraten, daß für die ge- 
samte Projektionsperiode eine jahresdurchschnitt- 
liche Zuwachsrate des gesamtwirtschaftlichen 
Preisniveaus von 5 V 2 bis 6 v. H. erreicht wird. 

Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Einen An- 
teil des nominalen Außenbeitrages am Bruttoso- 
zialprodukt von 1,5 V. H. bis 2 v. H. 

Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine jahres- 
durchschnittliche Zuwachsrate des realen Brutto- 
sozialprodukts von 3 V 2 V. H. bis 4 v. H. 

Aus den Eckwerten für das reale Wachstum und die 
durchschnittliche jährliche Preissteigerung resultiert 
im Zeitraum 1974/78 ein jahresdurchschnittliches no- 
minimales Wachstum des BSP von 9 V 2 v. H. bis 
10 V. H. 
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Im Projektionszeitraum werden sich — abgesehen 
von unvermeidbaren konjuktur eilen Schwankun- 
gen — die Anteile der verschiedenen Verwendungs- 
aggregate am BSP z. T. verschieben. Der Außenbei- 
trag bildet mit IV 2 v. H. bis 2 v. H. des BSP eine 
Größe, die deutlich unter dem 1973 realisierten und 
weit überhöhten Anteil liegt. Damit wird aber der 
Ausgleich im Verhältnis zu dem negativen Saldo der 
laufenden und der Vermögensübertragungen gegen- 
über der übrigen Welt gewährleistet. Auf den 


Staatsverbrauch könnte 1978 ein Anteil am Brutto- 
sozialprodukt von knapp 20 v. H. entfallen, ver- 
glichen mit 18,1 V. H, im Jahre 1973. 

Der Anteil der Investitionen am Bruttosozialprodukt 
würde um ca. 1 v. H-Punkt abnehmen. Unter der An- 
nahme, daß u. a. die Sparquote der privaten Haus- 
halte sich von 1973 bis 1978 wenig verändert, würde 
für den privaten Verbrauch in jeweiligen Preisen 
etwa der gleiche Anteil des BSP beansprucht wer- 
den wie 1973. 
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Erwerbstätige und Produktivität 
1968 — 1973 — 1978 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 

Arbeitszeit 

Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Deflatio- 

nierungs- 

faktor 

je 

Erwerbs- 

tätigen 

je 

Erwerbs- 

tätigen- 

stunde 

in Preisen 
von 1973 

in jewei- 
ligen 
Preisen 

in 1000 

Mrd. DM 

1968 

25 968 

21 183 




722,8 

540,0 


1973 ») 

26 712 

22 564 

. 

. 

. 

930,3 

930,3 


1978 2) 

26 366 

22 730 

• 

• 

• 

1 115,6 

1 478,2 

• 




Veränderungen insgesamt in v. H. 




1973 ‘)/68 

2,9 

6,5 

- 3,1 

24,5 

28,4 

28,7 

72,3 

33,9 

1978 2/731) 

- 1.3 

0.7 

- 4.1 

21,4 

26,7 

19,9 

58,9 

32,5 



Jahresdurchsdinittliche Veränderungen in v. H. 



1973 ‘)/68 

0,6 

1,3 

-0,6 

4,5 

5,1 

5,2 

11.5 

6,0 

1978 2)/73 1) 

-0,3 

0,1 

-0,8 

4,0 

4,8 

3,7 

9,7 

5,8 


Vorläufige Ergebnisse. — Projektionen. 
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Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 
(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Bruttosozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

insgesamt 

Anlagen 

Vorratsver- 

änderung 




Mrd. 

DM 




1968 

540,0 

301,8 

84,3 

136,3 

124,8 

+ 11,5 

+ 17,6 

1973 1) 

930,3 

496,8 

168,6 

239,6 

230,0 

+ 9,6 

+25,3 

1978 2) 

1 478,2 

792,1 

292,0 

365,4 

350,6 

+ 14,8 

+28,7 




Anteile am BSP in v. H. 




1968 

100 

55,9 

15,6 

25,2 

23,1 

2,1 

3,3 

1973') 

100 

53,4 

18,1 

25,8 

24,7 

Iß 

2,7 

1978 2) 

100 

53,6 

19,8 

24,7 

23,7 

1,0 

1,9 



Veränderungen insgesamt in v. H. 



1973 ')/68 

72,3 

64,6 

100,0 

75,8 

84,3 


. 

1978 2)/73 ') 

58,9 

59,4 

73,2 

52,5 

52,4 


• 



Jahresdurdisdinittliche Veränderungen in v. H. 



1973 i)/68 

11,5 

10,5 

14,9 

11,9 

13,0 

, 

. 

1978 2)/73 ') 

9,7 

9,8 

11,6 

8,8 

8,8 

• 

• 


Vorläufige Ergebnisse. — Projektionen. 
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